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Vorbemerkung 


Der demokratische Rechtsstaat ist eine voraussetzungs- und anspruchsvolle normative 
Ordnung, die sowohl die Grund- und Menschenrechte der einzelnen Bürgerinnen und 
Bürger garantieren als auch ein demokratisches Regieren ermöglichen soll. Die poli- 
tischen Kommunikationsrechte gehen weit, verbindliche Entscheidungen sind gleich- 
wohl möglich und unterliegen der richterlichen Normenkontrolle. Zum Schutzbereich 
politischer Freiheit gehört mittlerweile ein breites Spektrum von Protestformen, durch 
die sich die politische Kultur der Demokratie selber seit den 60er Jahren merklich ver- 
ändert hat. Volkssouveränität und Minderheitenschutz gebieten, „die Kriminalisierbar- 
keit politischen Protests strikt am Verstoß gegen die Verpflichtung zum Respekt vor der 
Autonomie, Würde und Gleichheit der Bürger zu orientieren.“ Im Kontext der neuen 
sozialen Bewegungen seit den 8oer Jahren hat sich in Deutschland - nach heftigen Kon- 
troversen, die nicht gänzlich verebbt sind - inzwischen auch der zivile Ungehorsam ein- 
gebürgert. Allerdings gilt, 


„dass derjenige, der zivilen Ungehorsam übt oder Regelverletzungen begeht, demonstrativ für 
begrenzte Rechtsverstöße einsteht und auch dem Einsatz der Staatsgewalt nur passiven Wi- 
derstand entgegensetzt. Durch diese Risiko- und Verantwortungsbereitschaft will der Protes- 
tierende ein Maximum an öffentlicher Aufmerksamkeit und Aufklärung erreichen. Wer sich 
demgegenüber vom Prinzip der Gewaltlosigkeit meint dispensieren zu müssen, ‚wer Gewalt 
gegen Sachen’ allemal und ‚Gewalt gegen Personen; jedenfalls gegen Vollzugsorgane und Re- 
präsentanten der Staatsgewalt, für gerechtfertigt hält, also für die Durchsetzung seiner politi- 
schen Vorstellungen normative Schranken nicht kennt und sich deshalb zu seinem Verhalten 
auch nicht bekennt, kann sich auf die Freiheit politischen Protests nicht berufen, was immer 
seine politischen Motive sein mögen.“ 


1 Prämissen und Unterscheidungen 


Dieser demokratische Ungehorsam ist als Ausnahmemethode, die nicht inflationiert 
werden darf, ein letztes Mittel von Bürgern und Bürgerbewegungen geworden. Er lebt 
ebenso von der Kraft der Gewaltfreiheit wie von seiner inhaltlichen Begründbarkeit; 
er setzt aber auch eine hohe wechselseitige zivile Toleranz innerhalb der Bürgerschaft 
voraus, die er zwar strapazieren kann, aber nicht aufs Spiel setzen sollte. Vor allem aber 
ist es innerhalb eines funktionierenden Rechtsstaates nicht gestattet, das Recht in die 
eigene Regie zu nehmen. 


1 Frankenberg und Rödel 1981, S. 334. 
2 A.a.O. S. 335. 
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Der Jurist und Politikwissenschaftler Otto Kirchheimer charakterisiert den mo- 
dernen Verfassungsstaat geradezu durch „die Degradierung des Widerstandsrechts zu 
einem Katalog konstitutioneller Freiheitsrechte“.” An die Stelle eines unbestimmten Wi- 
derstandsrechts (im Unterschied zu den Kriterien des zivilen Ungehorsams), „dessen 
Stärke allein seine Verankerung im Volksbewusstsein - und das heißt gleichzeitig seine 
substantielle Grenzenlosigkeit - war, trat der rationalisierte Gesetzesbegriff“* Die an- 
gesprochene Grenzenlosigkeit erlaubt alles bis hin zur Selbstermächtigung von Gewalt. 
Auch diejenigen Juristen, Philosophen und Politikwissenschaftler, die sich nach den to- 
talitären Erfahrungen gegen eine Verdrängung des Widerstandsrechts im Rechtsden- 
ken wenden, sprechen nicht zufällig von „einem gefährlichen Recht“ Die Gefahr liegt 
für sie darin, „dass im Kampf gegen die Staatsautorität die Schleusen der Anarchie ge- 
öffnet, nicht nur die tyrannische Ordnung, sondern Ordnung und Autorität überhaupt 
zersetzt werden könnten“‘ Zwischen der Angst vor der Anarchie, welche das autoritäre 
Staatsdenken seit Hobbes beherrscht, und der Abwehr totalitärer Versuchungen, die 
eine neue Herrschaftsform des 20. Jahrhunderts begründeten, tritt immer mehr die Idee 
einer rechtsstaatlichen Ordnung. 

Maßstab für die Bestimmung legitimer Widerstände wird damit die sich entwi- 
ckelnde rechtsstaatliche Demokratie selber, und zwar sowohl formal wie inhaltlich: „Al- 
les Recht ist an sich schon Ausdruck des Widerstandes. Der Rechtsstaat aber ist orga- 
nisierter, kanalisierter, das heißt rechtlich geordneter Widerstand" Demokratie und 
Rechtsstaat sollen dabei nicht gegeneinander ausgespielt werden, obwohl es Spannun- 
gen und Konflikte gibt; (direkte) Demokratie und Rechtsstaat müssen in eine Beziehung 
zueinander gesetzt werden. Erst das Versagen des intrakonstitutionellen Widerstandes 
der Bürger ruft somit den extra-konstitutionellen Widerstand hervor, der wie ein Not- 
recht im buchstäblichen Sinne funktioniert. Auf diese Weise verstehen wir auch das de- 
klarierte Menschenrecht (welches von einem verfassten Grundrecht zu unterscheiden 
ist) auf Widerstand gegen Unterdrückung (Art. II der Erklärung der Menschen- und 
Bürgerrechte von 1789).° Auf diese Weise könnte man für die Gegenwart die sogenannte 
klassische Widerstandsproblematik idealtypisch skizzieren, die freilich ebenfalls ver- 
schiedene Facetten hat, die hier nicht unser Thema sind. Wenn wir uns im Folgenden 
auf Widerstände und zivilen Ungehorsam im demokratischen Rechtsstaat einlassen, so 
ist damit absichtsvoll von Widerständen ohne Widerstandsrecht die Rede, was Konse- 
quenzen auf Seiten der Praxis des Rechtsstaates nach sich zieht wie auf Seiten des Wi- 
derstandes. Wir werden deshalb versuchen, konsequent und kohärent zu argumentieren, 





3  Kirchheimer 1967, S. 9. 

A.a.0. 

5 So zum Beispiel der Zürcher Staatsrechtslehrer Werner Kägi 1947 in seiner Antrittsvorlesung an der 
Universität Zürich. 

6 Aa 

A.a.0. 

8 Vgl. dazu Gauchet 1989. 
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obwohl in der politischen Theorie das Singuläre und Exemplarische diese immer wieder 
aufs Neue - zwischen Philosophie und Geschichte - in Bewegung hält und herausfor- 
dert. Die politische Theorie muss dabei eine Schule der Urteilskraft bleiben. 

Dem rationalisierten Gesetzesbegriff des demokratischen Rechtsstaates entspricht 
das Wechselspiel von Regierung und Opposition sowie die institutionalisierte Oppo- 
sition, die meist parlamentszentriert gesehen wird. Sofern in der Praxis einer konsoli- 
dierten liberalen Demokratie die Meinungs-, Presse- und Versammlungsfreiheit wirk- 
lich gilt, gibt es selbstverständlich auch eine außerparlamentarische Opposition, die oft 
zu den unkonventionellen politischen Formen der Beteiligung gerechnet wird. Konven- 
tionen sind jedoch zeit- und milieuabhängig. Diesbezüglich existieren deshalb immer 
auch erwünschte und inkriminierte Formen und Inhalte politischer Opposition. Oppo- 
sition bildet begriffsanalytisch und systematisch jedoch in allen politischen Systemen 
zumindest den ‚anderen Teil‘ der Regierung. Darin geht nun die Geschichte des zivilen 
Ungehorsams allerdings nicht auf. Seine Artikulationen und Inhalte weisen eine spezi- 
fische Zeit- und Handlungsdramatisierung auf (z.B. die Zeit als Frist oder „Lieber aktiv 
als radioaktiv“). Was die Möglichkeiten der Bürger angeht, politische Prozesse selber zu 
initiieren und zu entscheiden, so bietet die direkte Demokratie von unten die meisten 
Chancen und kann auf diese Weise auch politische Gewalt binden: 


„Die institutionelle Chancenstruktur dissentierender Minderheiten innerhalb der Bürger- 
schaft, ihre Standpunkte zu artikulieren und in den politischen Willensbildungsprozess 
einzuspeisen, ist alles in allem in der Schweiz zweifelsohne günstiger beschaffen als in den 
übrigen Systemen. Ein vergleichbar wirksames Instrument wie das der Schweizerischen 
Volksinitiative gibt es in Deutschland, Großbritannien, Frankreich und den Vereinigten Staa- 
ten zumindest auf zentralstaatlicher Ebene nicht.“ 


Und darüber hinaus: 


„Auch hinsichtlich der Möglichkeit der Bürger, am politischen Leben des Landes teilzu- 
nehmen, schneidet die Schweiz eindeutig besser ab als die ausschließlich oder doch ganz 
überwiegend repräsentativ-demokratisch strukturierten Systeme der größeren Länder West- 


«10 


europas und die USA. 


Trotz dieser Beteiligungsmöglichkeiten gab und gibt es allerdings auch in der Schweiz 
nicht zufällig seit den 80er Jahren (ebenso wie in Deutschland) eine breite Diskus- 
sion über Widerstand und zivilen Ungehorsam im Rechtsstaat.!! Zu den Beteiligungs- 





9 Helms 2006, S. 181. Helms verwendet die acht Kriterien von Dahl für den Vergleich der Performanz un- 
terschiedlicher Oppositionsmodelle, vgl. Dahl 1966, S. 387-401. 

10 Helms 2006, S. 182. 

11 Siehe dazu den kommentierten Literaturüberblick in Kleger 1993, S. 471-486. 
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möglichkeiten, die alle weder erschöpft noch ausgeschöpft sind, gehört inzwischen der 
Protest in seinen vielfältigen Formen. 17 Repräsentativ-demokratische Geschlossenheit 
provoziert einen Widerspruch zwischen repräsentativer und direkter Demokratie, der 
bisweilen vom zivilen Ungehorsam in Anspruch genommen wird. Auch die Instru- 
mente der anspruchsvollen direkten Demokratie mit hohen Hürden, bei denen es zwar 
oft zu Volksinitiativen, aber in Deutschland selten zu Volksbegehren und Volksentschei- 
den kommt, schließen die Zeit- und Handlungsdramatisierung des zivilen Ungehor- 
sams nicht aus. Letzterer kann indes in solche Verfahren übergehen und so möglicher- 
weise Konflikte entscheiden und befrieden.'” Demokratie ist anstrengend, und direkte 
Demokratie, in der letztlich die Bürger politische Prozesse initiieren und entscheiden, 
ist besonders anstrengend. 

Hobbes wirkungsmächtige Position, dass der moderne souveräne Staat, wenn er 
nicht das Überleben (und Wohlergehen!) seiner Bürger garantieren kann, seine Legi- 
timität verliert, ist politiktheoretisch eine riskante Position. Dies liegt vor allem an 
drei Gründen: Erstens ist die Problemlösungskapazität des heutigen Nationalstaates auf- 
grund grenzüberschreitender Risiken in einer zunehmend globalisierten Welt einge- 
schränkt. Zweitens kann die Bewertung von Sicherheit und ihrer Bedrohung nur sub- 
jektiv sein und ist damit mit erheblichen Unsicherheiten belastet, denken wir nur an die 
aktuell weltweite Debatte ‚Nützlichkeit versus Gefährlichkeit von Atomenergie, die in 
verschiedenen Ländern und Regionen ganz unterschiedlich gesehen wird. Drittens ist 
die binäre Betrachtung von entweder Unterordnung oder Widerstand zu grobschläch- 
tig. Wenn wir ihr folgen würden, könnten wir die Thematik von zivilen Widerständen 
weder analytisch noch normativ einlässlich diskutieren. Um dies jedoch vernünftig tun 
zu können, was ein Desiderat politischer Aufklärung ist, empfiehlt es sich, ein abgestuf- 
tes Konzept von Widerständen zu entwickeln, das sich an der jeweiligen Verfassungs- 
realität orientiert: 


1) In einer funktionierenden rechtsstaatlichen Demokratie im Sinne von Rawls „fast ge- 
rechtem System‘, was selten ist, soll lediglich der zivile Ungehorsam als gut begrün- 
dete Ausnahmemethode ein Appell zur Korrektur sein;' er tangiert weder das Ge- 
waltmonopol des Staates, noch nimmt er das Recht in die eigene Regie. Allenfalls 
klagt er eine Umsetzung von nicht eingelösten Versprechen der Demokratie ein. 
Selbstverständlich ist es in der gegenwärtigen Demokratie sehr umstritten, welche 
Versprechen die Demokratie überhaupt macht. Doch unabhängig von Differenzen 
hinsichtlich der Bewertung der graduellen Reichweite dieser Versprechen muss die 





12 Siehe dazu Neidhardt und Bucht 1999, S. 129-164. 

13 ‚Stuttgart 21‘ nach dem Volksentscheid vom 27. November 2011 (dem ersten im Land seit vierzig Jahren) 
ist ein Beispiel dafür. Es zeigt auch die Grenzen des Protests und die Notwendigkeit, in der Politik zu 
entscheiden - Diskurs und Dezision. 

14 Vgl. Hobbes 1959, S. 124-234; ders. 1984, 17. Kap. 

15 Rawls 1975. 
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2) 


3) 


4) 


Demokratie politische und soziale Ansprüche erfüllen. Tut sie es nicht und entsteht 
so ein Unzufriedenheitspotential bei den Bürgern, dann sind die Bürger gefordert, 
ihre Vorstellungen und Ansprüche in Verfahren demokratischer Partizipation ein- 
zufordern. 

In einer Demokratie im Verfall, wobei diese Diagnose natürlich eine schwierige 
Frage reflektierender Urteilskraft ist, sollen Rechte und Pflichten weiterhin wahrge- 
nommen werden, jedoch wird der zivile Widerstand gerade insofern zu einer mo- 
ralischen Pflicht engagierter Bürger, als sie Bürger einer Demokratie bleiben wollen 
und nicht ‚freiwillige Untertanen‘ eines „oligarchischen Rechtsstaats“, der weithin 
die Realität ausmacht.” Das größte Problem hierbei ist die Evaluation der existenten 
Demokratie. Die gesamte Diskussion zur ‚Postdemokratie‘ macht deutlich, wie um- 
stritten die Kriterien sind, die der diachronen und synchronen Diagnose zugrunde 
liegen. Woran misst man den Verfall einer Demokratie? Und wie gewichtet man 
die Gegentendenzen, da die politische Realität eine interpretierte von Handeln und 
Gegenhandeln ist. Keinesfalls jedoch ist die Demokratie ein abgeschlossenes Projekt, 
sondern immer nur im Werden," weshalb sie auch nicht verfallen kann. An dieser 
Stelle entsteht möglicherweise eine Art von simulativer Demokratie.” 

In unübersichtlichen ‚hybriden Systemen;?! mithin im Grenzbereich zur Scheindemo- 
kratie und zur Diktatur, auf deren Weg stets die Gewalten- und Machtteilung abge- 
schafft wird, werden sodann mutige Handlungen von einzelnen Bürgerrechtlern nö- 
tig.” Dabei müssen sie das zynische Spiel mit simulierten demokratischen Verfahren 
nicht nur durchschauen, sondern auch anprangern. Sie agieren damit sowohl gegen 
die etablierten Machtkartelle und eine zumeist korrupte Bürokratie als auch gegen 
die Apathie und die Angst der großen Mehrheit der Bevölkerung. Ihr Einsatz wird 
umso gefährlicher, je willkürlicher die Macht geschützt wird und je rudimentärer 
rechtsstaatliche Schutzmechanismen ausgebildet sind. Dies kann bis zur Bedrohung 
des eigenen Lebens reichen, besonders dann, wenn sich die Bürgerrechtler der Öf- 
fentlichkeit bedienen.” 

In einer etablierten Diktatur, die gewalttätig gegen friedliche Demonstranten vor- 
geht, wird schließlich auch der gezielte gewalttätige Widerstand legitim und der ‚re- 
gime change‘ zum strategischen Problem. Dieser Widerstand kann jedoch moralisch 
nicht mehr als bürgerliche Pflicht angemahnt oder gar gefordert werden wie bei einer 





16 
17 
18 
19 


20 
21 
22 
23 


Saner 1988. 

Vgl. Ranciere 2011, S. 79. 

Crouch 2008. 

Nicht zu verwechseln mit Derridas ‚kommender Demokratie, die in ihrem Denkgestus an den ‚kom- 
menden Gott‘ (Heidegger) oder den ‚kommenden Aufstand‘ (vgl. Schmeda 2010) erinnert. Vgl. Derrida 
2006, S. 111-134. 

Blühdorn 2006, S. 72-85. 

Knobloch 2006. 

Jennifer Gandhi 2008; Levitsky und Way 2010; Scheller 2010. 

Das Beispiel der russischen Journalistin Anna Politkowskaja ist dafür bezeichnend, vgl. dies. 2007. 
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‚Demokratie im Verfall, da die normalen Menschen-Bürger keine Märtyrer oder Wi- 
derstandskämpfer sind und dies von ihnen auch nicht verlangt werden kann. Das 
augenscheinliche Unvermögen einer adäquaten sozialwissenschaftlichen Behand- 
lung von Widerstand unter Lebensgefahr und die Schwierigkeiten einer zufrieden- 
stellenden Erklärung des Losbrechens politischer Proteste in Diktaturen, verweisen 
auf die radikale Kontingenz von Widerstand.” 


Auf der Linie Widerstand ohne Widerstandsrecht wird im Weiteren versucht, den ge- 
waltfreien Widerstand zu denken. Das reflektierteste Konzept innerhalb dieser Wende 
ist der zivile Ungehorsam. Sodann sind die thematischen Felder der neuen Widerstände 
genauer zu betrachten, was hier aus Raumgründen nur sehr verkürzt und illustrierend 
geschehen kann. Diese neuen Widerstände, deren vergleichende Fallanalyse ergiebig ist, 
sind (deskriptiv) in unserer Perspektive mit dem zivilen Ungehorsam verbunden und 
sollen es (normativ) auch bleiben. 


2 Begründungen 


Die Frage nach der Gewalt spielt natürlich in die Begriffsklärung des gewaltfreien Wi- 
derstandes hinein. Es gibt verschiedene Formen des gewaltfreien Widerstandes, und die 
Philosophie der Gewaltfreiheit ist bei einigen Protagonisten eine eigenständige Philo- 
sophie. Diese Philosophie beinhaltet mehr als Gewaltlosigkeit. Gewaltfreiheit ist eine 
Haltung innerer Stärke und bedeutet prinzipiellen Gewaltverzicht. Der inflationäre Ge- 
brauch des Begriffs ‚Gewalt‘ hat jedoch zu Konfusionen darüber geführt, was er alles 
fassen soll. So ist in der Judikatur ein heftig umstrittener Trend auszumachen, auch psy- 
chischen Zwang unter den Gewaltbegriff zu subsumieren. In den Sozialwissenschaften 
wurden insbesondere seit Johann Galtungs Einführung des Begriffs ‚strukturelle Ge- 
walt‘ zahlreiche Gewaltverhältnisse aufgedeckt,” was einerseits zu deren Enttabuisie- 
rung geführt hat, andererseits aber auch die Operationalisierbarkeit des Begriffs Gewalt 
geschwächt hat. Der unscharfe Begriff der Gewalt hat in der Folge zu einer Reihe von 
Paradoxa geführt, deren bekanntestes und zugleich widersinnigstes in der Formulie- 
rung „Gewaltfreier Widerstand ist Gewalt“ zum Ausdruck kommt. Will man den Kern 
der Philosophie der Gewaltfreiheit wieder freilegen, so kommt man an der Philosophie 
und Person Gandhis (1869-1948) nicht vorbei, obschon auch andere Quellen ausge- 
macht werden können. 


24 Vgl. zu den Umstürzen in Nordafrika Roose 2011. 
25 Galtung 1975. 
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Gandhis zentrale Position für den Diskurs um den Begriff des gewaltlosen Wider- 
standes zeigt sich darin, dass er alle nachfolgenden Theoretiker und Praktiker durch sei- 
nen politischen Erfolg - immerhin die Unabhängigkeit eines Subkontinents - sowie den 
„erstaunlichen Grad der Konsistenz“? seiner Äußerungen beeinflusst hat. Er bietet zwei 
Begründungen für die Position, politisches Handeln ausschließlich gewaltfrei zu denken 
und zu praktizieren: Eine spirituell-religiöse sowie eine, die an der Unterscheidung zwi- 
schen Ziel und Mittel ansetzt. 

Gandhi denkt Politik und Religion zusammen. Allerdings ist „Religion“ für ihn „the 
universal and all-pervading Spirit of Truth“ (und explizit nicht die kommunalistische 
Variante, die „Religion“ mit einem bestimmten Glaubensbekenntnis und der Befolgung 
der diesem Bekenntnis zugehörigen Verhaltensregeln gleichsetzt””). Diese „Wahrheit“ 
kann nicht vollends erkannt und schon gar nicht erlernt werden. Man kann sich ihr nur 
im eigenständigen reflektierten Handeln annähern. Sie (oder „Gott“) sei „zuletzt nicht 
festlegbar, aber doch lebendig wirksam“”® und damit nicht zu ignorieren. Die richtige 
Herangehensweise sei „Devotion to Truth‘, also quasi-religiöse Hingabe an etwas, das 
man nur stückweise erfahren kann. Insbesondere der eigene Wille steht dem Erken- 
nen der Wahrheit im Weg. Die Macht soll deswegen aus der Kommunikation entfallen. 
Weil jede Person einen Willen zur Macht hat, soll der eigene Wille „ausgelöscht“?? wer- 
den. Es gibt für Gandhi mithin eine Wahrheit, die von persönlichen Interessen verdeckt 
wird. Der Weg, sie zu finden, heißt „ahimsa“ (Sanskrit für Nicht-Verletzen), auf angel- 
sächsisch „non-violence“. Das Private ist also politisch, und zwar bis in die letzte Konse- 
quenz. Gandhi hat für diese Strategie der Annäherung an eine quasi-religiöse Wahrheit 
durch praktische Politik den Begriff „Satyagraha“ geprägt, ein Kunstwort aus den Sans- 
krit-Wörtern für „Festhalten“ und „Wahrheit“. Mit dieser speziellen Verbindung von Re- 
ligion und Politik knüpfte der Politiker Gandhi einerseits an die hinduistische Tradition 
an, konnte aber andererseits auch der großen Minderheit der Muslime die Teilnahme 
am Widerstand ermöglichen. Gandhis Religionsbegriff ist also modern: „I do however 
suggest that non-violence is the end of all religions“.” 

Die zweite Begründung für Gewaltlosigkeit gründet auf der Austauschbarkeit von 
Mitteln und Zielen im politischen Prozess, insbesondere über längere Zeiträume. Die- 
ter Conrad erklärt: „Die Abhängigkeit der Ziele vom Modus der Verwirklichung zwingt 
zur grundsätzlichen Aufhebung der Unterscheidung von Mittel und Zweck. Die Zwecke 
sind von den angewandten Mitteln nicht zu lösen, weil diese sich im Ergebnis mit aus- 
prägen und deshalb vorweg schon in die Zweckbestimmung eingehen. Sie können nicht 





26 Morris-Jones 1960, zitiert nach: Conrad 2006, S. 26. Siehe auch für ein umfassendes Studium: Gandhi 
201. 

27 „Ihere are many religions, but Religion is only one‘, so Gandhi im Jahr 1946, zit. nach Tendulkar 1960, 
Bd. 7, S. 45. 

28 Conrad 2006, S. 61. 

29 Conrad 2006, S. 62. 

30 Gandhi 1924, S. 140. 
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gewissermaßen am Schluss aus der moralischen Rechnung wieder herausgestrichen 
werden. Für das Verhältnis braucht Gandhi gern Vergleiche organischer Wachstums- 
stadien, das Verhältnis von Samen und Pflanze, oder ... von Pflanze zu Frucht.“”' Und 
weiter: „Im Grund erscheint die Vorstellung des endgültigen Zustands überhaupt, des 
Resultats, in Bezug auf die politische Realität und ihren ständigen Fortgang unange- 
messen. ... Damit gewinnt das Ziel selbst eine gewisse zeitliche (Aus-)Dehnung und 
eine gewisse Flüssigkeit im Verhältnis zu der durch die Mittel bestimmten Vorgehens- 
richtung; auf sie, auf die Methode, kann sich das unmittelbare Interesse konzentrie- 
ren - dies aber auch darum, weil sich in ihr der Zielbereich mitkonstituiert“.” Die für 
das klassische westliche Staatsdenken zentrale Unterscheidung zwischen Zwecken und 
Mitteln wird also aufgehoben - mit bemerkenswerten Konsequenzen: „Damit entfällt 
für ihn der Grund für Max Webers Unterscheidung zwischen Gesinnungs- und Verant- 
wortungsethik, soweit mit ihr die Möglichkeit eröffnet werden soll, bedenkliche Mittel 
durch die Verantwortung für das „End“-Ergebnis zu rechtfertigen. Konkret entfällt die 
Möglichkeit, List in der Form der Lüge, aber auch schon des heimlichen Komplotts, und 
erst recht Gewalt als erlaubte Mittel in den Dienst der Politik zu stellen "27 Als direk- 
tes Zitat noch einmal eindrücklich (in Verbindung mit praktischen Fragen der Arbeit 
für Swaraj in der Präsidenten-Ansprache auf dem Belgaum Congress am 26. Dezem- 
ber 1924): „But the spinning-wheel, Hindu-Muslim unity and removal of untouchabil- 
ity are only means to an end. The end we do not know. For me it is enough to know the 
means. Means and end are convertible terms in my philosophy of life“.”* In Indien wird 
weiter auf Gandhi Bezug genommen - ein Beispiel ist der Hungerstreik des „Swaraj“- 
Aktivisten Anna Hazare im Sommer 2011 für die Verabschiedung eines Gesetzes zur 
Einrichtung einer Ombudsstelle gegen Korruption durch die Zentralregierung.°° 

Für die amerikanische Tradition des gewaltfreien Widerstandes wird die Verknüp- 
fung von Gandhi und Thoreau bedeutsam. So soll Gandhi bereits in der Zeit, als er sich 
in Südafrika aufhielt, begeistert Thoreau gelesen haben, woraus seine Aktionslehre vom 
‚gewaltfreien Widerstand‘ erwachsen sei. Thoreau wiederum hatte die indischen und 
chinesischen Klassiker gelesen und daraus sein Motiv der prinzipiellen Gewaltlosigkeit 
bezogen.” Bei Thoreau gibt es eine Militanz-Steigerung, die von der „Pflicht zum Un- 
gehorsam“ (1849), einem Protest, der öffentlich und symbolisch sein will und sich über- 
wiegend in passivem Widerstand äußert (1.), zum Ausbau der moralischen Verpflich- 
tung beim zivilen Ungehorsam (2.) in „Sklaverei in Massachusetts“ (1854) bis hin zur 





31 Conrad 2006, S. 84. 

32 A.a.O., S. 85. 

33 A.a.O.,S. 88. 

34 Ghandi 1958-1984, Bd. 25, S. 480. 

35 ZEIT Online v. 28.8.2011. 

36 WE Richartz in Thoreau 1967, S. 79. 
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Unterstützung von Browns Gewaltanwendung gegen die Sklaverei (3.) in „Ein Plädoyer 
für Captain John Brown“ (1859) geht 7 

Die zweite große Figur gewaltfreien Widerstandes neben Gandhi ist Martin Luther 
King, der die amerikanische Bürgerrechtsbewegung als zivile Interventionsform in po- 
litische Entscheidungsprozesse entwickelte.” Vier Gedanken sind für King leitend: Ers- 
tens, dass der Unrechtszustand veranschaulicht wird; zweitens, dass Aktionen stets nur 
ein letztes Mittel sind und keinem Selbstzweck huldigen; drittens die Leidens- und Op- 
ferbereitschaft, die Gandhi gefordert hatte, und viertens die Vorstellung, dass es nie um 
die Unterdrückung der Unterdrücker gehen dürfe und es in diesem Kampf auch keine 
Sieger gebe.” King hatte einen formierenden Einfluss auf die Anti-Vietnamkriegsbewe- 
gung, die sich in den sechziger Jahren mit der internationalen Studenten- und Jugend- 
bewegung verband und diese politisch radikalisierte.“? Genauso wie es in der Bürger- 
rechtsbewegung die ganze Bandbreite von spiritueller Gewaltfreiheit bis hin zu ‚Black 
Power‘ gegeben hatte, so wurde auch in der Anti-Vietnamkriegsbewegung über die In- 
terpretation der Gewaltfreiheit und die Anwendung von Gewalt gestritten. Hannah 
Arendt hat mitgestritten und recht behalten: „Wenn eine Vereinigung es nicht mehr 
vermag oder nicht mehr dazu bereit ist, die Anstrengung auseinanderstrebender Geis- 
ter (zusammenzufassen) und (...) sie einem klar umschriebenen Ziel (entgegenzutrei- 
ben)‘ (Tocqueville), hat sie ihre Handlungsfähigkeit verloren. Was die Studentenbewe- 
gung, im Augenblick der Hauptexponent des zivilen Ungehorsams, bedroht, sind nicht 
nur Vandalismus, Gewalttätigkeit, schlechte Launen und noch schlechtere Manieren, 
sondern der Sachverhalt, dass die Bewegung zunehmend von Ideologien (Maoismus, 
Castrismus, Stalinismus, Marxismus-Leninismus und dergleichen) infiziert wird, wel- 
che sie als Vereinigung spalten und auflösen. ““ 

Wenn wir wieder nach Deutschland zurückkehren, so ist es hier vor allem Theodor 
Ebert, der die profunden Analysen bisheriger gewaltfreier Aktionen des Amerikaners 
Gene Sharp aufnimmt” und dessen Überlegungen weiterführt: „Die gewaltfreie Aktion 
hat zunächst einmal das Ziel, einen Konfliktgegenstand so zu dramatisieren, dass die 
Dringlichkeit der Suche nach neuen Lösungen den Verantwortlichen und einer breiten 
Öffentlichkeit klar wird. Man spricht auch von ‚direkter Aktion‘ weil der fragliche Kon- 
flikt an seinem tatsächlichen oder einem symbolischen Ort so angepackt wird, dass die 
Verantwortlichen zu einer Entscheidung gezwungen werden - und sei es auch nur zur 





37 Dooley, der diese Interpretation teilt, kommt zum Schluss, dass Thoreau schließlich die Gewalt unter- 
stützte, weil er - im Gegensatz zu Gandhi und King - nicht mehr an das prinzipiell Gute und Wandel- 
bare im Menschen glaubte (Dooley 1978, S. 180, 187). 

38 King 1959; ders. 1964. 

39 Der Begriff des Sieges und der Sieger „gehöre in den Boxring“. Vgl. Hildebrandt 1987, S. 62f. 

40 Vgl. Miller 1988. 

41 Arendt 1986, S. 155 ff. 

42 Vgl. Sharp 1967. 
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Repression des Widerstandes“.” Außerdem ist erwähnenswert, dass es Ebert sowohl um 
den zivilen Ungehorsam im Rechtsstaat (‚ziviler Ungehorsam im engeren Sinne‘) als 
auch um gewaltfreien Widerstand gegen Okkupanten geht, mithin um ‚soziale Verteidi- 
gung; welche den militärischen Widerstand ersetzen soll.“ Ebert argumentiert aus pa- 
zifistischer Perspektive. 

An dieser Stelle muss auch die Theorie und Praxis des Streiks bis hin zur Massen- 
streikdebatte (1905) und zur immer wiederkehrenden Forderung des politischen Ge- 
neralstreiks erwähnt werden. Sie ist mehr als ein Beispiel. Das Wort ‚Streik‘ wird in 
der Mitte des 19. Jahrhunderts aus dem Englischen von ‚to strike work‘ übernommen. 
Streiks, die mit verschiedenen Taktiken und Strategien operieren - Bernstein spricht 
von einer „ganzen Wissenschaft“ -, sind „Pressionsmittel“ dadurch, dass sie „materiel- 
len Schaden“ in Aussicht stellen.“ Die Mehrheit der Streiks, von denen es verschiedene 
Typen gibt (Angriffsstreiks, Abwehrstreiks u.a.m.) dreht sich um Lohnfragen, Fragen 
der Arbeitszeit und Fragen des Arbeitsrechts.*‘ Die „elementaren Formen der modernen 
Gewerkschaft“ sind Streikvereinigungen.” Mit der Zeit wird der Streik immer mehr zu 
einer latenten Kraft. Bernstein spricht optimistisch davon, dass die „durchgeführte po- 
litische Demokratie den politischen Streik als Waffe entbehrlich machen wird" Bern- 
stein, der demokratisch-sozialistische Gegenspieler Lenins, stirbt 1932 in Berlin. 


3 Definitionskriterien zivilen Ungehorsams 


Welche Komponenten sollen nun den Begriff des zivilen Ungehorsams genauer defi- 
nieren? Die meisten Theoretiker trennen die Kriterien der Definition nicht eindeu- 
tig von den Kriterien der Rechtfertigung. Jedes Begriffselement provoziert Nachfra- 
gen: Umstritten ist sowohl, was überhaupt zum Begriff im Sinne eines Konzepts gehört, 
als auch das genaue Verständnis seiner einzelnen Komponenten. Was heißt ‚öffentlich, 
was ‚gewaltlos‘, was ‚gerechtfertigt‘? Die Diskussion nimmt kein Ende, wir können nur 
versuchen, die einzelnen Komponenten so genau wie möglich zu definieren und pro- 
blembewausst, das heißt offen für neue Erfahrungen, zu erläutern. Bisher haben wir mit 
der bekannten Definition von Rawls gearbeitet. Sie lautet: Ziviler Ungehorsam ist eine 
öffentliche (1.), gewaltlose (2.), gewissensbestimmte (3.), aber politisch gesetzwidrige 
Handlung (4.), die gewöhnlich eine Änderung der Gesetze oder der Regierungspolitik 
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herbeiführen soll. Diese Definitionselemente werden wir jetzt im Einzelnen besprechen 
und weiter präzisieren.“? 


3.1 ‚Öffentlich‘ 


Protest und Widerstand in der Demokratie müssen öffentlich sein, wenn sie nicht in 
Verdacht geraten wollen, undemokratisch zu sein. Denn die legitimatorische Quelle der 
Demokratie ist ein offener und fairer, d.h. ein mit gleich langen Spießen ausgetragener 
Willens- und Meinungsbildungsprozess. Verzerrungen dieses Prozesses aufgrund gesell- 
schaftlicher Machtungleichgewichte berühren unmittelbar die demokratische Legitima- 
tion. Legitimationsdefizite dieser Art weisen jedoch mehr oder weniger alle politischen 
Systeme auf. Sie allein können deshalb noch keinen Freibrief für zivilen Ungehorsam 
ausstellen. Innerhalb dieser Art politischer Kommunikation, wie sie eine lebendige De- 
mokratie auszeichnet, bildet, wie schon festgehalten, der zivile Ungehorsam die Aus- 
nahme - und nicht die Regelmethode. Trotzdem bleibt die Ausnahme insofern auf die 
Regel bezogen, als sie sich um eine Kommunikation bemühen muss, die eine elitäre 
und isolierende Verselbständigung vermeidet. Das bedeutet, dass die Protesthandlun- 
gen wahrnehmbar sein müssen für diejenigen, gegen die protestiert wird; und sie müs- 
sen überzeugend sein für diejenigen, die man als Bündnispartner gewinnen will. 

Das Kriterium ‚öffentlich‘ enthält weiterhin die Aufforderung an die Akteure, dass 
sie ihre politische Identität zu erkennen geben. Damit hängt zusammen, dass sie für die 
Folgen ihres Tuns politisch-rechtliche Verantwortung übernehmen. Die Moral der Fol- 
genverantwortlichkeit nimmt auch sonst auf sich, wer die politische Auseinanderset- 
zung in der Demokratie führt; denn diese Auseinandersetzung ist notwendigerweise 
eine unter vielen Menschen, d.h. sie findet auf dem Boden des Common sense der Vie- 
len statt, in den selbstredend auch vieles eingeht. Das Kriterium ‚öffentlich‘ ist gewisser- 
maen aus einem moralisch anspruchsvollen Begriff von Politik herausgezogen, der mit 
zwischenmenschlicher Moral im Sinne von Güte nicht zusammenfällt. Ziviler Ungehor- 
sam lässt sich also auf die Bedingungen eines öffentlichen politischen Lebens ein. Die 
Regelmethoden der Demokratie beinhalten mehr und anderes als das, woran Aktionen 
des zivilen Ungehorsams jeweils Anstoß nehmen. Die angegebenen ‚messbaren‘ Eigen- 
schaften des Kriteriums ‚öffentlich‘ - Wahrnehmbarkeit und Übernahme von Folgen- 
verantwortung - erlauben eine objektive Abgrenzung des zivilen Ungehorsam von poli- 
tischer Kriminalität einerseits und konspirativem Widerstand andererseits. 





49 Ich folge hier (und anderswo) einer stark gekürzten und überarbeiteten Form von Kleger, 1994. 
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3.2  ‚Friedlich’ 


Zwar operieren sämtliche Begriffsbestimmungen der einschlägigen Literatur mit dem 
formalen Kriterium der Gewaltlosigkeit. Was sie aber unter Gewalt bzw. Gewaltlosig- 
keit inhaltlich verstehen, ist nicht immer klar. Das in der angelsächsischen Debatte ge- 
bräuchliche Kriterium ‚non-violence‘ vereindeutigt eher, was Gewalt heißt: ‚violent‘ be- 
zeichnet zerstörerische, verletzende oder handgreifliche Handlungen, welche in die 
körperliche Integrität eines Menschen eingreifen. Dieser enge Gewaltbegriff, für den 
wir plädieren, kollidiert mit einem inflationierten Begriff der Gewalt, der diese Grenzen 
längst hinter sich gelassen hat. 

Um die notorische (und wahrscheinlich unvermeidliche) Polemik in der Diskussion 
um den Gewaltbegriff hinter uns zu lassen, wird anstelle von ‚gewaltlos‘ oder ‚gewalt- 
frei‘ als operationalisierbares Kriterium ‚friedlich‘ vorgeschlagen.’ So ist es möglich, die 
ausgrenzenden Konsequenzen, zu welchen die Anwendung des strafrechtlichen Gewalt- 
begriffs führt, zu vermeiden. Diese Nuancierung schafft der Diskussion insofern wieder 
eine Vernunftbasis, als sie der Politik, der Regierung und vor allem der Rechtsprechung 
eine differenzierte Wahrnehmung als Voraussetzung für ein kluges Handeln ermöglicht. 
Der zivile Ungehorsam macht sich andererseits unter Inanspruchnahme dieses Kriteri- 
ums verständlicher als Schachzug in einem normativ-rechtlichen Sinn. 


3.3  ‚Politisch-moralisch begründbar’ 


Die Schwierigkeiten mit dem Kriterium ‚gewissensbestimmt‘ hängen im Kern alle mit 
der Unmöglichkeit der intersubjektiven Überprüfbarkeit des Gewissens zusammen. 
Das Gewissen kann von außen nicht überprüft werden. Hinzu kommt, die ‚Beliebigkeit‘ 
der Gewissensinhalte insofern, als es dem einen gebietet, was es dem andern verbietet. 
Ein drittes Charakteristikum besteht schließlich darin, dass das Gewissen in erster Linie 
bestimmte Handlungen verbietet. Sein ‚Nein! ist aus einer Notsituation heraus geboren, 
in der es keine Alternative gibt (‚Gewissensnot‘). 

Beim moralisch und politisch basierten zivilen Ungehorsam stehen im Unterschied 
zum ‚integrity based‘ zivilen Ungehorsam dagegen meist noch mehrere Alternativen zur 
überlegten Wahl an. In Bezug darauf kann man deswegen auch von klug oder nicht klug 
sprechen, während in Bezug auf ‚integrity-based‘ zivilen Ungehorsam diese Wertung 
nicht ins Spiel gebracht werden kann. Dort, wo das Gewissen eine allein ausschlagge- 
bende motivierende Rolle spielt, handelt es sich in unserer Argumentation - denn das 
Gewissen kann im Verhältnis zur Moral auch anders verstanden werden - um das Ge- 
wissen als Erziehungsprodukt, das gar nicht anders reagieren kann. Im Gewissen wer- 
den Normen verinnerlicht und in die Persönlichkeitsstruktur aufgenommen, so dass 





50 Ich folge damit der juristischen Untersuchung des Dreier-Schülers Thomas Laker 1986, S. 181. 
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sich in diesen Fällen die ganze Persönlichkeit auflehnt. Deshalb scheint es angebracht, 
Handlungen dieser Art einer besonderen Kategorie zuzuordnen, nämlich der ‚Weige- 
rung aus Gewissensgründen. Für den moralisch und politisch basierten zivilen Unge- 
horsam schlagen wir hingegen vor, das Kriterium ‚gewissensbestimmt‘ durch das Krite- 
rium ‚politisch-moralisch motiviert‘ zu ersetzen.°' Damit werden Gründe beansprucht, 
die über die inhaltliche Beliebigkeit bzw. Kontingenz des Gewissens hinausgehen. Über- 
dies wird mit diesem Kriterium eine Ebene betreten, auf der die rationale Rechtferti- 
gungsfähigkeit eher zum Zuge kommt. 

Die Schwierigkeiten der Überprüfung werden mit dem neu eingeführten Kriterium 
‚politisch-moralisch begründbar‘ wenn nicht aufgehoben, so doch gemildert, da mit die- 
ser Bestimmung auf den Anspruch Bezug genommen wird, gegebenenfalls Gründe an- 
geben zu können, denen universelle moralische und/oder politische Prinzipien, min- 
destens aber verallgemeinerbare Interessen zugrunde liegen. Die Überprüfung dieses 
Anspruchs ist jedermann prinzipiell zugänglich, während die nunmehr ersetzten alten 
Kriterien wie ‚gewissensbestimmt‘ oder ‚politisch-moralisch motiviert‘ einen Geltungs- 
anspruch erheben, der sich auf Wahrhaftigkeit bezieht, die letztlich nur durch eine län- 
ger währende Beobachtung von Handlungsketten bestätigt werden kann. ‚Politisch- 
moralisch begründbar‘ ist ferner ein beschreibendes Prädikat, das besagt, dass ziviler 
Ungehorsam begriffsnotwendig mit einem normativen Anspruch verbunden ist, der in- 
tersubjektiv überprüft werden kann. 


3.4  ‚Tatbestandliche Rechtsverletzung’ 


Dass ziviler Ungehorsam das bewusste Verletzen einer oder mehrerer Rechtsnormen 
beinhaltet, ist unbestritten. Differenzen gibt es hinsichtlich der Formulierung dieses 
Sachverhalts, was indes für die Frage einer allfälligen rechtlichen Rechtfertigung fol- 
genreich ist. Denn zwei Ausformulierungen desselben unbestrittenen Sachverhalts sind 
möglich. Die eine lautet: „Alle Aktionen zivilen Ungehorsams erfüllen den Tatbestand 
einer rechtlichen Verbotsnorm und kollidieren somit zumindest prima facie mit der 
Rechtsordnung“. Damit wird die Verletzung eines rechtlich geschützten Rechtsgutes 
eingestanden, aber noch nichts über die Rechtswidrigkeit des zivilen Ungehorsams aus- 
gesagt — die Frage, in die nun eine rechtliche Rechtfertigung hineinstoßen kann. Im 
Falle des Notstandes nach Art. 34 StGB ist zwar der ‚Tatbestand einer Verbotsnorm’ er- 
füllt, jedoch die verletzende Handlung durch den Notstand rechtlich gerechtfertigt. Der 
Rechtfertigungsgrund des Notstandes schließt die Rechtswidrigkeit der Handlung aus. 
Das neu vorgeschlagene Kriterium ‚tatbestandliche Rechtsverletzung‘ lässt offen, 
ob bei Handlungen zivilen Ungehorsams überhaupt eine Rechtswidrigkeit vorliegt. 


51 Laker 1986, S. 179. 
52 Laker 1986, S. 216. 
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Schließt man jedoch Rechtswidrigkeit in die Definition zivilen Ungehorsams ein, so 
schiebt man seiner möglichen rechtlichen Rechtfertigung von vornherein einen Riegel 
vor. Gerade dies bezweckt die zweite Ausformulierung des unbestrittenen Sachverhalts, 
dass Rechtsnormen verletzt werden. Sie lautet: „Entweder ist eine Handlung juristisch 
gerechtfertigt, dann ist sie kein Widerstand, oder sie ist Widerstand, dann kann sie nicht 
gleichzeitig juristisch gerechtfertigt sein“.”° Mit dieser zweiten Formulierung wird eine 
nachträgliche rechtliche Rechtfertigung schon durch die Definition ausgeschlossen. Die 
Beurteilung von Aktionen zivilen Ungehorsams unter dem Blickpunkt der tatbestand- 
lichen Rechtsverletzung ergibt einmal den Vorteil, dass es dadurch möglich wird, eine 
rechtliche Würdigung dieser Aktionen zu leisten, z.B. durch den Einbezug der Recht- 
fertigungsgründe des zivil Ungehorsamen, selbst wenn damit der Widerspruch Rechts- 
verletzung - Rechtfertigungsfähigkeit in Kauf genommen werden muss. Zweitens bleibt 
der Vorteil für die Praxis der Rechtsprechung erhalten, als Ausweg aus der Verlegenheit 
nämlich, Aktionen zivil Ungehorsamer zum Zeitpunkt ihres Stattfindens bereits recht- 
lich mit Bestimmtheit qualifizieren zu müssen, aber „die Begriffsfestlegung erst nach 
einem rechtskräftigen Urteilsspruch treffen zu können‘, zu entgehen.” 


3.5 Aktuelle Entwicklungen 


Betrachten wir die vier Definitionskriterien im Spiegel aktueller Entwicklungen, so lässt 
sich beobachten, dass sich der Kampf um Aufmerksamkeit in der immer dichter wer- 
denden Medienöffentlichkeit verschärft. Die Aneignung von Werbung („Just do it - 
Schottern ...“) oder „De-Facing‘, also das Kommentieren von Werbebotschaften in der 
Botschaft selbst (etwa Aufkleber mit feministischen Slogans auf Unterwäschewerbung 
und vieles mehr) spielen in solchen Auseinandersetzungen zunehmend eine Rolle. Auf 
die Boulevardisierung der Medien und die Erosion der Öffentlichkeit wird reagiert, so- 
dass das Kriterium ‚Öffentlichkeit‘ selbst in die Auseinandersetzung hineingezogen wird. 
Vor allem wegen der neuen Problemlage der allumfänglichen Datenspeicherung und po- 
tentiellen Dauerbeobachtung tritt mittlerweile Widerstand oft maskiert oder anonym 
auf. Hierher gehören zum Beispiel die Internet. Attacken der Hackergruppe „Anony- 
mous“ auf bestimmte informationelle Infrastrukturen. Staatliche Stellen in der Türkei, 
in Spanien, in den USA und den Niederlanden haben dies zum Anlass für strafrecht- 
liche Verfolgungen genommen. 

An dieser Stelle wird auch das Kriterium der Gewaltfreiheit bzw. Friedlichkeit wie- 
der zum Problem, in Deutschland z. B. die Legitimität des sogenannten ‚Schotterns; die 
in der aktiven Szene hoch ist und eingebettet bleibt in die jährlichen Massenproteste 
im Wendland gegen die Castor-Transporte, die trotz Atomausstiegs weitergehen, ja in 
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Frankreich erst begonnen haben. Gewalt bleibt indes ein Skandal, wie der ‚schwarze 
Donnerstag‘ am 30. September 2010 in Stuttgart gezeigt hat, als der Einsatz von Wasser- 
werfern gegen Rentner und Schüler die offizielle Politik delegitimiert hat. Erst dadurch 
eskalierte der Konflikt um ‚Stuttgart 21° und wurde lösungs- und vermittlungsbedürftig. 

Gar keine Zustimmung, ja breite Ablehnung findet hingegen eine isolierte links- 
extreme Gruppierung, die 2011 in Berlin-Brandenburg mit Brandsätzen das Bahn- 
netz lahmzulegen versuchte. In ihrem Bekennerschreiben spricht sie von „entschleu- 
nigen“ und davon, „die Funktionsfähigkeit einer kriegswichtigen Hauptstadt“ zu 
„unterbrechen“ Gegen sie wird wegen „verfassungsfeindlicher Sabotage“ ermittelt, von 
einer „Rückkehr des RAF-Terrorismus“ kann jedoch nicht gesprochen werden. Fast 
gleichzeitig wird indes der „Nationalsozialistische Untergrund“ (mit Terrorlisten) zu 
einem innenpolitischen Hauptthema in Deutschland, das den Bundestag zu einer Ent- 
schuldigung gegenüber den Opfern veranlasste. Dies ist eine Politik des Hasses und der 
Gewalt - mit 182 dokumentierten Toten” seit 1990 und sehr viel mehr Verletzten und 
Angegriffenen -, die aus dem Rahmen unseres Themas fällt, wobei allerdings der dabei 
erlittene Vertrauensverlust in Staat und Verfassungsschutz, welche die Bürger schützen 
sollen, für unser Thema durchaus von Belang ist. 

Eine in der Öffentlichkeit breit diskutierte Aktionsform zivilen Ungehorsams war 
in den letzten Jahren - zum Beispiel in Halbe, Dresden (am Jahrestag der Bombardie- 
rung: 13. Februar) und Neuruppin - die Blockade rechtsextremer Aufmärsche. Auch 
diese Aktionen waren - ähnlich wie im Wendland - eingebettet in ein breites Bündnis 
zivilgesellschaftlicher Akteure, die zuverlässig für friedlichen Protest stehen. Umstrit- 
ten bleibt jedoch - bei zulässigen rechten Demonstrationen und Versammlungen - das 
Verfassungsverständnis der Blockierer, insbesondere, was das Grundrecht auf Meinungs- 
freiheit (Art. 5 GG) und die Versammlungsfreiheit (Art. 8 GG) angeht, als auch deren 
Bündnisfähigkeit, wenn die Polizei, die inzwischen deeskalierende Methoden einzuset- 
zen weiß, gegen Demonstranten eingreifen muss. Polizei und Staatsanwaltschaft gera- 
ten dabei in ein Dilemma,” zumal dann, wenn sozusagen die ‚Staatsspitze‘ (in Gestalt 
des Bundestagsvizepräsidenten und Bundestagsabgeordneter in Dresden oder Landes- 
minister und Landtagsabgeordnete in Halbe beim alljährlichen nazistischen ‚Heldenge- 
denken‘ an Deutschlands größtem Soldatenfriedhof) bei der Blockade beteiligt ist. 

Staatsanwalt Rautenberg zitiert das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 4. No- 
vember 2009, das deutlich genug ist: „Die mögliche Konfrontation mit beunruhigenden 
Meinungen, auch wenn sie in ihrer gedanklichen Konsequenz gefährlich und selbst wenn 
sie auf eine prinzipielle Umwälzung der politischen Ordnung gerichtet sind, gehört zum 
freiheitlichen Staat. Der Schutz vor einer Beeinträchtigung des ‚allgemeinen Friedens- 
gefühls‘ oder der ‚Vergiftung des geistigen Klimas’ sind ebenso wenig ein Eingriffsgrund 





55 Die Sätze beziehen sich auf das Manifest ‚Der kommende Aufstand) vgl. Schmeda 2010. 
56 Vgl. Mut gegen rechte Gewalt 2011. 
57 So der Generalstaatsanwalt des Landes Brandenburg Rautenberg 2010, S. 8. 
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wie der Schutz der Bevölkerung vor einer Kränkung ihres Rechtsbewusstseins durch to- 
talitäre Ideologien oder eine offenkundig falsche Interpretation der Geschichte.“ Der 
Artikel 8 des Grundgesetzes lautet zudem: „Alle Deutschen haben das Recht, sich ohne 
Anmeldung oder Erlaubnis friedlich und ohne Waffen zu versammeln.“ Das Kriterium 
„Friedlichkeit“ unterstützt hier den demonstrativen Charakter des zivilen Ungehorsams, 
oder anders gesagt: Die Demonstrationsfreiheit kann zuweilen Ungehorsam implizieren, 
wenn es nötig ist und die Demonstration friedlich bleibt. Die immanente Reichweite der 
Versammlungsfreiheit ist politisch von größter Bedeutung bis hin zur demokratischen 
Revolution. Man kann deshalb den normativen Kern von Art. 8 GG darin sehen, die 
Freiheit politischer Opposition auch außerhalb formalisierter Kanäle politischer Ein- 
flussnahme zu gewährleisten.’ An solchen Versammlungen „unmittelbarer Demokra- 
tie“ wird nicht nur geredet, der Vorbehalt ‚Friedlichkeit‘ weist vielmehr darauf hin, dass 
auch sozialer Druck (im Sinne von Beeindruckung) ausgeübt werden kann.‘ Dem re- 
signierenden Bürger „bleibt als einziger legaler Ausweg das Recht auf Demonstration“. 
Aber auch die Wirkung solcher Demonstrationen bleibt begrenzt: „Ausreichende poli- 
tische Mitwirkungsrechte bei der Abwehr von als katastrophal angesehenen oder in die 
Inhumanität führenden Entwicklungen? Nein, es bleibt in diesen Fällen verständlich, 
wenn Menschen den politischen und rechtlichen Prozessen, auch wenn sie an ihnen 
teilnehmen, nicht oder nicht voll vertrauen. Dann aber muss ihre Diskriminierung ab- 
gewendet werden, soweit dies dem Teilsystem Recht möglich ist, ohne seine Funktion 
aufzugeben, hier und jetzt zwischen Recht und Unrecht verbindlich zu unterscheiden“. 

Die Räumung einer Sitzblockade gegen eine Neonazi-Kundgebung am 24. Septem- 
ber 2011 in Neuruppin, während der Demonstranten vier Stunden lang in einem Poli- 
zeikessel festsaßen, hat den Brandenburger Landtag im Innenausschuss und in der par- 
lamentarischen Debatte beschäftigt. Der heutige Innenminister, der den Polizeieinsatz 
rechtfertigte, berief sich dabei auf das Legalitätsprinzip, dem die Polizei verpflichtet ist; 
derselbe Innenminister nahm 2005 als Agrarminister (zusammen mit vielen anderen 
Politikern) an einer Blockade gegen das ‚Heldengedenken!' in Halbe teil. Heute gibt es 
dort, stattdessen, einen ‚Tag der Demokratie‘ - ein Erfolg des bürgerschaftlichen Ak- 
tionsbündnisses, das seit 2002 aktiv ist. Damals wurde die Blockade mit 2000 Demons- 
tranten nicht aufgelöst. In Neuruppin, das sich wie viele andere Kommunen immer stär- 
ker gegen ‚braune‘ und fremdenfeindliche Besetzungen des öffentlichen Raumes wehrt, 





58 A.a.O. „Die freie Mitteilung der Gedanken und Meinungen ist eines der kostbarsten Menschenrechte“ 
(Art. XI 1789). 
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waren es ein paar hundert Demonstranten. Hier wurde die Blockade auf kritikwürdige 
Weise geräumt. 

Es stellt sich in diesen Fällen - wie oft im Leben und in der Politik - das Problem der 
Konsequenz. Auch das Konzept des zivilen Ungehorsams ist - wie jedes Konzept - nicht 
davor gefeit, missbraucht zu werden. Ziviler Ungehorsam, der seinen Preis hat, soll eine 
gut begründete Ausnahmemethode bleiben. Beim ubiquitären Wort Widerstand ist ein 
solcher Eingrenzungs- und Kultivierungsversuch vergeblich. Das Wort umfasst so viele 
Facetten im aktuellen Sprachgebrauch, dass es nicht auf einen Nenner zu bringen ist. Es 
lädt zu semantischer Überhöhung ebenso ein wie es zu relationalen Fehleinschätzun- 
gen verführt. Das Konzept ‚Widerstand‘ macht nur Sinn, wenn man es differenziert ver- 
wendet und spezifiziert. Im Französischen spielt es eine große Rolle (auch gegenwärtig 
wieder), und zwar sowohl ‚Resistance‘ groß geschrieben als auch ‚resistance‘ klein ge- 
schrieben. Hier begegnet uns die Unterscheidung zwischen dem großen Widerstands- 
recht und dem Widerstandsrecht in kleiner Münze wieder. Die Erinnerung an ersteres 
mit dem Aufruf zu letzterem verbindet Stéphane Hessels Streitschrift „Empört euch!“ 
Sie endet mit den Sätzen: „Neues schaffen heißt Widerstand leisten. Widerstand leisten 
heißt Neues schaffen. "7 Hessel war beteiligt an der „Allgemeinen Erklärung der Men- 
schenrechte“, die am 10. Dezember 1948 in Paris verabschiedet worden ist. Seitdem sieht 
er große Fortschritte: „das Ende der Kolonialherrschaft und der Apartheid, der Unter- 
gang des Sowjetreiches, der Fall der Berliner Mauer.“ Dagegen habe das erste Jahrhun- 
dert des neuen Jahrtausends einen Rückschritt gebracht, den er wiederum an den Fort- 
schritten der 1990er Jahre misst, wie zum Beispiel der epochalen Rio-Konferenz von 
1992, die vieles auf den Weg gebracht hat. Mit seinem Aufruf zur Empörung erinnert er 
an das Erbe der Resistance: „das Grundmotiv der Resistance war die Empörung“. Im 
heutigen Frankreich sieht er (mit vielen anderen) das „gesamte Fundament der sozialen 
Errungenschaften der Resistance in Frage gestellt.“® Résister hat deshalb Konjunktur. 

In einer rechtsstaatlichen Demokratie, die eine große zivilisatorische Errungenschaft 
ist, gibt es gute Gründe, konsequent zu bleiben; für die Inkonsequenz im Einzelfall muss 
es daher besonders gute Gründe geben. Außerdem muss die Aktion friedlich und ohne 





63 Hessel 2011. 

64 A.a.O., S. 21. 

65 A.a.O.,S. 20. 

66 A.a.O.,S.20. 

67 A.a.O., S. 9. 

68 A.a.O., S. 9. Dies steht im Aufruf am 60. Jahrestag der Verkündigung des Programms des nationa- 
len Widerstandsrates. Die Rede vor der Vereinigung ‚Citoyens Resistants d’Hier et d’Aujourd’hui‘ (am 
17. Juni 2009) bildete sodann den Anstoß zur Publikation des Aufrufes ‚Indignez-vous!‘, der breiten 
und inzwischen grenzüberschreitenden Widerhall bei der jungen Generation findet (vgl. auch: www. 
citoyens-resistants.fr). Es ist ebenso ein Aufruf zur Gewaltlosigkeit (vgl. Hessel 2011, S. 18 f.). Vgl. auch 
Weissmann 2010. 


Widerstand und ziviler Ungehorsam im demokratischen Rechtsstaat 181 





Verletzte auf beiden Seiten ablaufen.‘ Wir argumentieren hier auf der Linie einer poli- 
tischen Theorie der verfassungsdemokratischen Bürgergesellschaft, deren Argumente 
natürlich ebenfalls bestritten werden können. Diese Theorie versucht, den politischen 
Werteopportunismus in Grenzen zu halten und an zivilen Mindeststandards, wozu der 
Gewaltverzicht gehört, festzuhalten. Dies kann zumindest einen Grundkonsens stiften 
bei allen Differenzen und Konflikten. 


4 Typen zivilen Ungehorsams 


Arendt stellt fest, dass „(...) ziviler Ungehorsam niemals als Handlung eines einzelnen 
Individuums in Erscheinung tritt“ Die moralischen Argumente für zivilen Ungehor- 
sam, so wie sie von Thoreau stammen, werden dadurch geschwächt, dass sie die po- 
litisch-gesellschaftliche Dimension außer Acht lassen. Sie tendieren dazu, das Indivi- 
duum und sein moralisches Gewissen zu verabsolutieren. Von dieser Linie rücken wir 
ab, wenn wir Widerstände und zivilen Ungehorsam von vornherein in politisch-gesell- 
schaftliche Zusammenhänge stellen. Gerade dann können wir etwas lernen, unabhängig 
davon, ob wir in den konkreten Einzelfällen zustimmen oder nicht. Jenseits von Kritik 
und Zustimmung können wir nämlich darüber etwas lernen, wie die Weiterarbeit an ge- 
sellschaftlichen Strukturen oft gut etablierter Indifferenz im Verbund mit der Sorge um 
die Demokratie der Bürger zumindest problematisiert werden kann. 

Eine politische Theorie des zivilen Ungehorsams, die aussagekräftig bleiben will, 
muss wahrnehmen und die unterschiedlichen historisch-moralischen Situationen der 
Akteure beachten, die bewusste Regelverstöße begehen. Um diesem theoretischen Er- 
fordernis gerecht zu werden, schlägt Dworkin eine neue Typologie des zivilen Ungehor- 
sams vor,” die wir weiter ergänzen und differenzieren können.” Dabei geht er von zwei 
unabhängig voneinander zu beantwortenden Fragen aus. Bei der ersten Frage handelt es 
sich um das normativ richtige Verhalten derjenigen, die Gesetze oder Regierungsmaß- 
nahmen für ungerecht oder gefährlich halten. Bei der Beantwortung dieser Frage hängt 
alles von den unterschiedlichen Typen zivilen Ungehorsams ab, die jeweils spezifische 
Rechtfertigungsmuster erfordern und sich mit Selbsteinwänden konfrontiert sehen. 
Diese ergeben sich situationsspezifisch: faktisch aus den vorhandenen und potentiell 
nutzbaren Oppositionsmöglichkeiten sowie aus den Enttäuschungserfahrungen des bis- 
herigen öffentlichen Engagements und grundsätzlich aus Überlegungen darüber, welche 





69 Wie zum Beispiel bei einer Blockade in Berlin gegen eine Versammlung der islamfeindlichen ‚Bürger- 
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Mittel sich durch welche Zwecke rechtfertigen lassen. Die zweite Frage lautet: Wie sol- 
len Regierungen auf diese Entscheidungen autonomer Individuen, denen eine überlegte 
Moral zugesprochen wird, ihrerseits richtig reagieren? Beiden Seiten werden Überzeu- 
gungen zugebilligt, die richtig sein können: das Gewissen, die Moral oder die politische 
Klugheit sind nicht von vornherein von einer der beiden Seiten gepachtet. 

Mit anderen Worten: die Regierungs-, Rechts- oder Staatsseite handelt nicht einfach 
ohne Gewissen, Moral oder politische Klugheit. Gerade das Konzept des zivilen Unge- 
horsams bringt auf reflektierte Weise zu Bewusstsein, dass hierbei aus falschen theo- 
retischen Frontstellungen wie beispielsweise Moral vs. Recht oder Legitimität vs. Le- 
galität auszubrechen ist. Für eine politische Theorie des zivilen Ungehorsams kommt 
es deshalb darauf an, Maßstäbe zu entwickeln, mit deren Hilfe nicht bloß die Berech- 
tigung bestimmter Überzeugungen in jeweils anders gelagerten politischen Kontrover- 
sen beurteilt werden können, sondern unterstellte Überzeugungen generell. Fälle, die 
äußerst dringlich sind, rechnet Dworkin zum ersten Typ zivilen Ungehorsams. Hierbei 
nimmt der Akteur ein in seiner Selbstachtung wurzelndes Recht auf Weigerung für sich 
in Anspruch. Dieser Ungehorsam duldet kaum pragmatische Einschränkungen, denn 
der Nordstaatler, der z.B. gegen den ‚Fugitive Slave Act‘ verstieß, oder auch ein Zeuge 
Jehovas, der sich weigerte, in der Schule die Flagge zu salutieren, würde seine Selbst- 
achtung verloren haben, hätte er diesen Gesetzen Gehorsam geleistet in der Hoffnung 
auf spätere politische Änderungsmöglichkeiten. Dieser Typ zivilen Ungehorsams, den 
Dworkin als ‚integrity based civil disobedience‘ bezeichnet,” fällt mit der Weigerung und 
der Gesetzesumgehung aus Gewissensgründen zusammen. 

Bei den Ungehorsamsakten der amerikanischen Bürgerrechtsbewegung handelte es 
sich dagegen um einen zweiten Typ zivilen Ungehorsams, nämlich um Rawls zivilen Un- 
gehorsam im engeren Sinne. In diesen Fällen wollen die Akteure eine Politik rückgän- 
gig machen, die eine Mehrheit deshalb zu Unrecht verfolgt, weil sie damit fundamentale 
Rechte anderer missachtet, seien es die Rechte einer Minderheit im eigenen Land, seien 
es die Rechte eines anderen Volkes bzw. einer anderen Nation. Für diesen zweiten Typus 
verwendet Dworkin den Begriff ‚justice based civil disobedience‘”* 

Hiervon wiederum unterscheidet sich ein dritter Typ zivilen Ungehorsams, der zu- 
nächst ganz auf den konkreten Fall des Widerstandes gegen die Raketenstationierung 
in der BRD 1983 zugeschnitten scheint. In diesem Fall wird eine Politik bekämpft, von 
der nicht einfach behauptet werden kann, dass sie im Sinne des zweiten Typs ein offen- 
sichtliches Unrecht darstellt. Die Gehorsamsverweigerer gehen infolgedessen auch nicht 
primär von der Annahme aus, dass die Mehrheit nur ihre Interessen rücksichtslos ver- 
folgt und dabei die Rechte anderer vernachlässigt. Sie widersetzen sich vielmehr einer 
offiziellen Politik, vielleicht sogar einem modernen Begriff des Politischen, den sie — weil 
er in ökonomische und politische System-Mechanismen und deren Codes eingespannt 
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ist - grundsätzlich für zerstörerisch halten. Sie sind davon überzeugt, dass ihre Ableh- 
nung der offiziellen Politik und ihre Überprüfung des Begriffs des Politischen langfristig 
im allgemeinen Interesse liegt. 

Während ziviler Ungehorsam des zweitens Typs ohne größere Schwierigkeiten mit 
Demokratie zu vereinbaren ist, da Rechte gegen die Mehrheit zu den Geltungsbedin- 
gungen des Mehrheitsprinzips selber zählen, stellt der dritte Typus, den Dworkin ‚policy 
based civil disobedience‘ nennt, eine größere Herausforderung dar. Es liegt auf der Hand, 
dass sich im Übergang vom zweiten zum dritten Typus die Selbsteinwände, zu denen 
grundsätzliche demokratietheoretische Bedenken hinzukommen, verschärfen: Wenn 
z.B. die überzeugendsten Argumente gegen die Stationierung neuer atomarer Mittel- 
streckenraketen in einem Komplex von Argumenten bestehen, der als ganzer auf die fa- 
talen Auswirkungen jener Politik hinweist, so hält die politische Vernunft Aktionen zivi- 
len Ungehorsams dennoch insoweit für ungeeignet, als sie nicht ausreichen können, um 
ausgerechnet diejenigen, die von einer gänzlich anderen politischen Logik überzeugt 
sind, zur Einsicht in die Stärke dieser Argumente zu bringen. Nach Dworkin müsste des- 
halb ehrlicherweise zugegeben werden, dass es sich beim Widerstand gegen die Rake- 
tenstationierung, in Ergänzung zur begleitenden Publizistik, um eine ‚nicht-argumenta- 
tive Strategie‘ zivilen Ungehorsams insofern handelt, als sie darauf abzielt, den Preis für 
eine bestimmte Politik zu erhöhen. 


5 Strategien: Überzeugung und/oder Preiserhöhung 


Der zivile Ungehorsam wendet sich an die Vielen, die eine politische Mehrheit bilden 
oder - wenn sie sich am politischen Prozess beteiligen würden - bilden könnten. Oder 
er wendet sich an die Regierungen als die jeweiligen Repräsentanten bestimmter Mehr- 
heitsmeinungen. Diesbezüglich handelt es sich beim zivilen Ungehorsam um eine sym- 
metrisch-kommunikative Praxis des Miteinanders jenseits von Strategie und Mobilisie- 
rung. Daher mag er als politisch naiv erscheinen. Macht man indessen die Praxis des 
zivilen Ungehorsams selbst zum Objekt der Untersuchung, so lassen sich auf der der 
Praxis übergeordneten Ebene, d.h. auf der Ebene der theoretischen Analyse zwei Ab- 
läufe analytisch unterscheiden: Überzeugungsstrategie und Preiserhöhungsstrategie.”° Wir 
müssen uns also fragen, ob sich diese Unterscheidung für den Begriff des zivilen Unge- 
horsams aufrechterhalten lässt und ob sie überhaupt (und wenn ja: zu welchem Zweck) 
sinnvoll ist. Jedenfalls gibt diese Diskussion den Anlass, was oben ein ‚naiver Punkt‘ des 
zivilen Ungehorsams genannt worden ist, selbstkritisch zu überprüfen: Ist er z.B. nur 
ein Appell? Es könnte sich herausstellen, dass sein Begriff doch nicht gänzlich jenseits 
von Strategie und Mobilisierung anzusiedeln ist. Der zivile Ungehorsam verlöre dann 
seine vermeintliche ‚politische Unschuld‘ Auf Überzeugung angelegter ziviler Unge- 
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horsam ist appellativer oder symbolischer Protest. Insofern er vor allem mit den sym- 
bolischen Mitteln der gesprochenen Sprache oder mit Bildern operiert, lässt er sich als 
argumentativer Protest auffassen: „Mit zivilem Ungehorsam zwingt eine Minderheit die 
Mehrheit, zu prüfen, ob sie ihre Handlungen so aufgefasst wissen möchte, oder ob sie 
angesichts des gemeinsamen Gerechtigkeitssinnes, die berechtigten Forderungen der 
Minderheit anerkennen möchte“.’° Was hier unterstellt wird, ist ein gemeinsamer Ge- 
rechtigkeitssinn, den der argumentative Protest durch Argumente evozieren kann. 

Demgegenüber hat Dworkin darauf aufmerksam gemacht, dass der zivile Ungehor- 
sam in der Realität häufig mit Strategien der ‚Preiserhöhung‘ operiert. Diese zielen nicht 
darauf ab, „die Meinung der Mehrheit zu ändern, die die Politik für richtig hält, sondern 
den Preis, den die Mehrheit zu zahlen hat, wenn sie jene Politik fortführt, möglichst in 
die Höhe zu schrauben, wobei man hofft, dass die Mehrheit den neuen Preis für unan- 
nehmbar hoch hält“.”” Dabei können den Aktionen der sich wehrenden Minderheit fol- 
gende Überlegungen zugrunde liegen: Die Mehrheit bzw. die Regierung, die ja immer 
den Anspruch erheben muss, für das Ganze und das Gemeinwohl einzustehen, wird 
ihre Politik dann aufgeben: 


e wenn sich viele Bürger mit zivilem Ungehorsam dagegen wehren; 

e wenn sie deswegen viele bestrafen muss, da der Einsatz legitimer staatlicher Gewalt 
eine heikle Problemlösung ist, die einer besonderen Anstrengung der Rechtfertigung 
bedarf;”® 

e wenn die Regierung auf die Mitarbeit der Minderheit nicht verzichten kann, was 
zum Beispiel für eine überlegte Konkordanzpolitik in einem Land der Minderheiten 
wichtig ist; und schließlich 

e wenn sie den folgenreichen Legitimitätsentzug einer Minderheit, der sich vom poli- 
tischen Basiskonsens absetzt, nicht in Kauf nehmen will. 


Es fällt auf, dass in der deutschsprachigen Diskussion ziviler Ungehorsam fast einhel- 
lig als symbolisch-argumentativer Protest verstanden wird. Was die theoretische Dis- 
kussion anbetrifft, so lässt sich das auf den großen Einfluss von Rawls Theorie der Ge- 
rechtigkeit zurückführen, die den zivilen Ungehorsam eindeutig auf die Funktion des 
Appells festlegt.” Einzig der Staatsrechtler und Richter Martin Kriele kommt der Unter- 
scheidung zwischen Preiserhöhungs- und Überzeugungsstrategie nahe, indem er zwi- 
schen zivilem Ungehorsam mit „Nötigungscharakter“ und solchem mit „reinem De- 
monstrationscharakter“ unterscheidet.“ Bei ihm wird diese Unterscheidung jedoch 
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in ein entlegitimitierendes Licht insofern getaucht, als gesagt wird, dass ziviler Unge- 
horsam mit Nötigungscharakter versuche, „die demokratische Rechtsgleichheit aufzu- 
heben und elitäre Privilegien zu beanspruchen‘. Mit dieser Qualifizierung ist die Frage 
der Rechtfertigung bereits vorentschieden, denn selbstverständlich wäre ein ziviler Un- 
gehorsam, der die demokratische Rechtsgleichheit aufzuheben und elitäre Privilegien 
zu beanspruchen versuchte, nicht nur nicht gerechtfertigt, sondern, gemäß unserer Per- 
spektive, gar nicht mehr als solcher zu bezeichnen. Dieses Präjudiz, schon mit dem Be- 
griff des zivilen Ungehorsams seine Rechtfertigung zu entscheiden, wollen wir gerade 
vermeiden. 

Es erhebt sich also nochmals die Frage, ob ein angemessener Begriff der Wirklichkeit 
zivilen Ungehorsams sich ausschließlich auf dessen Appellfunktion beschränken kann 
und muss. Unser Bemühen in der politischen Theorie muss dahin gehen, Fragen der Le- 
gitimation möglichst nicht beschränkt zu diskutieren, weshalb wir die Ebenen von Be- 
griff und Rechtfertigung analytisch auseinanderhalten. Trotz unserer Kritik an Martin 
Kriele zwingt uns seine entlegitimierende Sichtweise ebenso wie Dworkins Unterschei- 
dung, die Realität zivilen Ungehorsams genauer ins Auge zu fassen. Das hat zur Kon- 
sequenz, einen Begriff bilden zu müssen, der nicht in falscher Weise idealisiert, indem 
er zum Beispiel die reale Verknüpfung der kommunikativen mit der strategischen Di- 
mension, die gleichwohl nicht aufeinander reduzierbar sind, übersieht. Folglich steht in 
Frage, ob sich ziviler Ungehorsam ausschließlich als symbolisch-argumentativer Pro- 
zess verstehen lässt. Politisch unschuldig ist der zivile Ungehorsam sicherlich insoweit, 
als er, selbst wenn er zu Mitteln der Preiserhöhung greift, nicht mit dem Arsenal politi- 
scher Machteroberungsstrategien in Verbindung gebracht werden kann. Machtphanta- 
sien sollte man mit ihm nicht verbinden. Eine dahingehende Interpretation ist einerseits 
durch seine begriffliche Bestimmung ausgeschlossen, andererseits werden die Kriterien 
‚öffentlich‘ und ‚friedlich‘ - wie die Beispiele demonstrieren - auch in der Praxis eines 
Ungehorsams mit Preiserhöhungsstrategie erfüllt. Obzwar diese Praxis friedlich ist und 
somit allen beteiligten Parteien Spielräume überlegten Handelns und Entscheidens be- 
lässt, ist sie deshalb dennoch nicht gänzlich zwanglos. Dies ist unbestritten ein allge- 
meines Kennzeichen der politischen Arena, in der Macht und Widerstände aufeinander 
treffen, selbst in den institutionalisierten Politikfeldern mit ihren Vetopunkten. Ebenso 
gehört es zum demokratischen Politikverständnis, dass die politischen Auseinanderset- 
zungen mit argumentativen Mitteln ausgetragen werden. Dennoch geht in eine erfolg- 
reiche politische Überzeugungsarbeit immer mehr ein als das Durchsetzungsvermögen 
der stärkeren Argumente. Demokratische Entscheidungen kommen nicht nur delibera- 
tiv zustande, so wichtig die Zeit und Fähigkeit der Deliberation auch ist.” 

Versuchen wir die Handlungen auf der Regierungsseite zu interpretieren, so stellt 
sich die Frage: Wenn die Regierung aufgrund von Protestaktionen die Politik ändert, tut 
sie es, weil sie durch Argumente überzeugt worden ist, oder tut sie es deshalb, weil sie 
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allein davon überzeugt ist, dass der Preis für das Festhalten an der bekämpften Politik in 
eine unannehmliche Höhe geschraubt worden ist? Diese Frage lässt sich letztlich wohl 
nicht eindeutig entscheiden, insofern sich die wahren Handlungsgründe der Regierung 
einer restlosen Überprüfung von außen entziehen. Allenfalls lassen sich in konkreten 
Situationen von eben diesen Situationen abhängige Indikatoren angeben, die Schlüsse 
auf die jeweiligen Handlungsmotive möglich machen. Gehen wir nun davon aus, dass in 
der Realität des zivilen Ungehorsams die strategische und die kommunikative Dimen- 
sion ineinander verschachtelt sind und die verantwortlichen Instanzen im allgemeinen 
nicht (nur) in erster Linie vor den besseren Argumenten der Protestierenden zurück- 
weichen, sondern insgesamt vor dem vom Protest ausgehenden Druck - diesen könnte 
man normativen Druck nennen, oft ist auch von öffentlichem Druck die Rede - so stellt 
sich die Frage, welche Funktion der Preiserhöhungsstrategie zukommt. 

Die Indienstnahme von solchen Mitteln kann etwa dann erforderlich werden, wenn 
der vom Ungehorsam ausgehende Druck erst die Voraussetzung schafft, unter welcher 
der damit einhergehende Appell überhaupt wahrgenommen wird. Dworkin führt da- 
für als Beispiel die Anwendung von rassendiskriminierenden Gesetzen durch die Be- 
hörden US-amerikanischer Staaten an: „Die Mehrheit, sogar die des Südens, errötete, 
als sie durch zivilen Ungehorsam dazu gezwungen wurde, ihre eigenen Gesetze anzu- 
führen. Eine politische Mehrheit konnte nicht sagen: „Ja, wir stehen dazu. Wir behan- 
deln einen Teil der Gemeinschaft als minderwertig im Vergleich zu uns, um sich dann 
wieder gleichmütig von der Realität abzuwenden“. In diesem Fall und in vielen ande- 
ren Fällen zivilen Ungehorsams ist ein Großteil der Überzeugungsarbeit schon geleistet. 
Dem zivilen Ungehorsam selbst fällt dann nur noch die Rolle zu, möglichst viele dazu 
zu bringen, „auf das zu sehen, was die Mehrheit aus einer Vielzahl von Gründen lange 
ignoriert hatte“. Dabei rührt er in erster Linie an die Indifferenz der regierenden Mehr- 
heit und derer, die sie passiv unterstützen. Er überspringt also gewissermaßen Schwel- 
len der Indifferenz, die Mitglieder einer nach Funktionen gegliederten, spezialisierten 
und organisierten Gesellschaft um sich aufgebaut haben. Als ‚Perfektion des Mitglieds‘ 
wird dieser Seelenzustand perfekt auf den Begriff gebracht. Überdies wird durch die 
Bereitschaft zur teilweisen Aufkündigung des Rechtsgehorsams das Verständnis staat- 
licher Politik zumindest tangiert. Zudem wird der politische Alltag gestört, da sich die 
regierende Mehrheit in der Öffentlichkeit mit Vorwürfen konfrontiert sieht, die ihre Po- 
litik in bestimmten Punkten entlegitimieren. Alles in allem lässt sich also sagen, dass 
jeder zivile Ungehorsam immer auch den Effekt hat, den Preis für die Fortsetzung der 
von ihm bekämpften Politik zu erhöhen. Wir unterscheiden im Folgenden drei in der 
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politischen Wirklichkeit häufig zu beobachtende Typen, die wir mit je einem Beispiel 
erläutern werden.” 


5.1 Preiserhöhung als vermittelndes Glied 


Im April 1985 droht der Zürcher Kantonsarzt Ärzten und Apothekern, die Drogenab- 
hängigen weiterhin sauberes Injektionsmaterial zur Verfügung stellen, mit patentrecht- 
lichen Maßnahmen bis hin zum Berufsverbot. Trotz des vehementen Protests der Ärzte- 
gesellschaft und eines von der FDP und der SP im Gemeinderat unterstützten Postulats, 
das die Abgabe von sterilen Spritzen verlangte, stellte sich der Regierungsrat hinter den 
Beschluss des Kantonsarztes. Ende 1985 erklären gegen 300 Zürcher Ärzte öffentlich, 
dass sie sich der Weisung der Gesundheitsdirektion widersetzen würden und unter- 
mauern diese Absichtserklärung mit dem auch von der Subkommission Drogenfra- 
gen der Eidgenössischen Betäubungsmittelkommission vertretenen Argument, dass die 
Knappheit an sauberem Injektionsmaterial der beschleunigten Ausbreitung von Hepa- 
titis B und AIDS weiter Vorschub leiste. Hinsichtlich der rechtlichen Aspekte der An- 
gelegenheit kommt der Basler Strafrechtler Stratenwerth zudem zum Schluss, dass die 
Abgabe steriler Spritzen nicht gegen die Rechtsvorschriften verstoße. Da jedoch mit 
der Einsicht der Verwaltung weiterhin nicht gerechnet werden kann, nimmt der Kan- 
tonsarzt im Juni 1986 das Geschäft selbst in die Hand. Erst im September gibt der Re- 
gierungsrat den Spritzenverkauf vollumfänglich frei - ein seitdem in ganz Europa viel- 
beachtetes Experiment. 

Wie aus dem Beispiel hervorgeht, ist die Ankündigung der Ärzte, entgegen der Wei- 
sung des Kantonsarztes weiterhin steriles Injektionsbesteck abzugeben, um auf diese 
Weise den Regierungsrat unter Druck zu setzen, nur ein Glied in einem Protest, dessen 
Spektrum von der politischen Opposition bis zur Einflussnahme von Experten auf die 
öffentliche Meinungsbildung reicht. Als Sequenz im Protestverlauf hat die öffentliche 
Herausforderung des Kantonsarztes und des ihn untersetzenden Regierungsrates die 
katalysatorische Funktion, erneut auf die argumentative Grundlage der Auseinander- 
setzung und die Unhaltbarkeit der gegnerischen Position aufmerksam zu machen und 
somit dem Anliegen einer breitgefächerten Opposition Nachdruck zu verschaffen. In 
diesem Fall nutzen die Ärzte die Ressourcen, über die sie dank ihrer privilegierten Po- 
sition verfügen, insofern, als sie erstens von weiten Teilen der etablierten politischen 
Parteien und anerkannten Experten zumindest hinsichtlich der Plausibilität ihrer Argu- 
mente unterstützt werden und zweitens der Kantonsarzt das angedrohte Berufsverbot 
für 300 Ärzte wohl kaum ohne gravierende Folgen für das reibungslose Funktionieren 
des kantonalen Gesundheitssystems durchsetzen könnte. 
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5.2  Punktuelle Preiserhöhung 


Dieser zweite, wohl prominenteste Typ lässt sich näher dadurch charakterisieren, dass 
der Zweck des Protests über die einzelne Ungehorsamsaktion hinausweist. Durch punk- 
tuelle Efizienzstörungen soll auch im buchstäblichen Sinn des Wortes der Preis der von 
Regierung und Behörden verfolgten Politik heraufgesetzt werden, um damit den Appell 
zu intensivieren und/oder als ‚Auge der Öffentlichkeit‘ Missstände verschiedenster Art 
wie etwa die unzureichende Anwendung von Umweltschutzgesetzen ans Licht zu brin- 
gen (Aktionen mit gewaltfreiem Körpereinsatz). Greenpeace und Robin Wood liefern 
dafür bis heute zahlreiche öffentlichkeitswirksame Beispiele. 

An dieser Stelle sei noch ein weiteres deutliches Beispiel überlegter punktueller Preis- 
erhöhung im zivilen Ungehorsam angeführt: Im Kampf gegen das geplante Atomkraft- 
werk Kaiseraugst hat die ‚Gewaltfreie Aktion Kaiseraugst‘ (GAK) Mitte der 7oer Jahre 
ein dreistufiges Stromrechnungsstreikkonzept entwickelt. Diese Maßnahme wurde wie 
folgt begründet: „Wiederholt wurde ein Baustopp für alle Atomkraftwerke gefordert, bis 
die betroffenen Bürger demokratisch darüber abstimmen können. Diese Petitionen, In- 
terpellationen, Schreiben, Demonstrationen und mündlichen Vorsprachen brachten 
weder eine bessere Information noch ein Selbstbestimmungsrecht der Bevölkerung in 
dieser lebenswichtigen Frage. Wir befinden uns deshalb in einer Notsituation, die nach 
ungewöhnlichen Maßnahmen ruft“. Der Stufenplan sieht vor, in einer ersten Phase 
mittels einer Bereitschaftserklärung die Protestressourcen auszumessen; konkret heißt 
das, dass mindestens tausend Haushalte sich vorab zur Teilnahme an der Aktion be- 
reit erklärt haben müssen. Vor Streikbeginn soll jedoch in einer zweiten Phase erneut 
das Gespräch mit Vertretern der betroffenen Elektrizitätswerke gesucht und deren Re- 
aktion abgewartet werden. Zweck dieser Streikvorbereitungen ist es, der Gegenseite zu 
demonstrieren, dass eine Bereitschaft zum Kompromiss weniger Kosten verursachen 
würde als ihre Unnachgiebigkeit. Erst im Falle eines erfolglosen Verhandlungsverlaufs 
ist für eine dritte Phase vorgesehen, mit dem angedrohten Stromrechnungsstreik ernst 
zu machen. 


5.3 Preiserhöhung als konfliktstrukturierende Strategie 


Preiserhöhung als konfliktstrukturierende Strategie bedeutet, dass die Preiserhöhung 
über weite Strecken des Konfliktverlaufs zum prägenden Handlungsmuster für beide 
Seite wird. Wir können in solchen Fällen von einer strategischen Interaktion sprechen. 
Als ‚strategisch‘ definieren wir für unsere Zwecke ein Aktionsprogramm einer Partei, 
einer Gruppe oder auch eines Einzelnen, das sich darauf ausrichtet, ein festgelegtes Ziel 
zu erreichen, indem Mittel, Ressourcen und Erfolg bewusst aufeinander abgestimmt 
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werden. Im Begriff der strategischen Interaktion ist zudem impliziert, dass alle Teilneh- 
mer an diesem Strategiespiel die Wahl der einzelnen Spielzüge (strategische Dezision) 
immer wieder von den jeweils vermuteten Handlungsabsichten und -ressourcen des Ge- 
genspielers abhängig machen müssen. 

Zur Veranschaulichung dieses theoretischen Zusammenhangs sei kurz auf das Bei- 
spiel der Besetzung des Baugeländes Kaiseraugst im Jahre 1975 hingewiesen, das Aus- 
gangspunkt der schweizerischen Diskussion über zivilen Ungehorsam war (so wie Wyhl 
in Deutschland, dessen Konfliktgeschichte bis 1971 zurückreicht).” Schon bei einer 
oberflächlichen Betrachtung der damaligen Ereignisse zeigt sich, dass nicht nur die Er- 
folglosigkeit des legalen Protests, sondern nicht zuletzt auch die Art und Weise, mit 
der die Atomenergie-Befürworter auf die Anliegen der opponierenden regionalen Be- 
völkerung reagierten, für die Umstände mitverantwortlich zu machen sind, die in den 
Augen der Protestierenden die Besetzung des Baugeländes schließlich als unumgäng- 
lich erscheinen ließen.® Ihre Distanzierung von kommunikativ undurchlässigen de- 
mokratischen Institutionen und Verfahren hat ihren Grund einerseits im Gefühl, nur 
noch Verfügungsgegenstand zu sein, und andererseits in der Verbitterung darüber, in 
der Ausschöpfung sowohl der juristischen Mittel als auch der Mittel der politischen Op- 
position einem Gegner gegenüberzustehen, dem an der konsensorientierten Konflikt- 
lösung nicht zu liegen scheint. Dafür, dass die Kommunikationsbrücken von den Befür- 
wortern der Atomenergie und nicht von den Gegnern abgebrochen werden, lassen sich 
verschiedene Messgrößen angeben: Die kategorische Ablehnung von Kompromissan- 
geboten; die Diskriminierung der Atomenergie-Gegner in den Medien; die aktive Ver- 
weigerung von Kommunikation seitens der Behörden, die etwa in Form von Benach- 
teiligung der Atomenergie-Gegner bei der Stellensuche zuweilen den Charakter einer 
Zermürbungs- und Einschüchterungsstrategie annimmt.” 

In der Folge greifen in der Anti-AKW-Bewegung Resignation und Ohnmachtsge- 
fühle um sich. Als dann aber im Frühjahr 1975 mit den Aushubarbeiten begonnen wird, 
entschließt sich die Gewaltfreie Aktion Kaiseraugst (GAK), zu der bei der Polizei und 
Baufirma schon angekündigten Geländebesetzung aufzurufen. Dieses der neuen Situa- 
tion angemessene Mittel der Preiserhöhung ist zunächst insofern erfolgreich, als die un- 
angenehm überraschte Gegenseite ihren Apparat auf die Konfrontation erst einstellen 
muss. Im weiteren Verlauf der Besetzung aber sehen sich die Protestierenden mit immer 
massiver werdenden Drohungen einerseits und halbherzigen Verhandlungsangeboten 
der Behörden andererseits konfrontiert, was schließlich ihre Spaltung bewirkt.” Den- 
noch erzielen sie mindestens insofern Erfolg, als die Wiederaufnahme der Bauarbeiten 
bis auf weiteres aufgeschoben wird. Auch wenn über den Zeitraum der Besetzung hin- 
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weg immer wieder die Kommunikation mit den Kernkraftbefürwortern gesucht wird, 
kann man sich des Eindrucks nicht erwehren, dass die Regierung nur deshalb zu Ver- 
handlungen bereit ist, weil sie befürchten muss, dass eine gewaltsame Räumung des 
Bauplatzes zu hohe politische Kosten zeitigen würde. 


6 Aufrichtigkeitstest 


Das moralphilosophische Argument, dass in der Bereitschaft, die rechtlichen Folgen der 
Handlungsweise auf sich zu nehmen, der Aufrichtigkeitstest zivilen Ungehorsams liegt, 
wird von vielen geteilt, die zivilen Ungehorsam in der Schwebe zwischen Legitimität 
und Legalität halten wollen und schon wegen des unerwünschten Normalisierungsef- 
fekts die Legalisierung des zivilen Ungehorsams ablehnen. Wenn das im Ungehorsams- 
akt eingegangene persönliche Risiko, mit einem Gerichtsverfahren belangt zu werden, 
nicht mit der Bereitschaft verbunden ist, auch die Strafe für die Regelverletzung auf sich 
zu nehmen, läuft ziviler Ungehorsam tatsächlich Gefahr, seine moralische Grundlage zu 
verlieren und an Appellwirkung einzubüßen. 

Die Lösung des Spannungsverhältnisses zwischen Legalität und Legitimität, zwi- 
schen Recht und Moral, auf das ziviler Ungehorsam aufmerksam machen will, ist nicht 
in seiner Verrechtlichung zu suchen, weil diese ein primär politisches Phänomen le- 
diglich auf die rechtliche Ebene verschieben würde. Es wäre dann allein den Gerichten 
überlassen, zu entscheiden, wann ziviler Ungehorsam berechtigt ist. Diese werden sich 
jedoch ohnehin der Herausforderung des zivilen Ungehorsams nicht entziehen können, 
da sie über diese Art von Ungehorsam zu richten haben und damit zugleich die Frage 
beantworten müssen, wie ziviler Ungehorsam rechtlich zu beurteilen ist. Denn eine Ge- 
setzesverletzung, die mit Berufung auf verfassungslegitime Grundsätze erfolgt, ist si- 
cherlich anders zu bewerten als die üblichen Delikte. Wenn im Übrigen nach Art. 63 
StGB die Motive des Straftäters zu berücksichtigen sind, dann gilt dies selbstverständ- 
lich auch für die Akte zivilen Ungehorsams. Und wenn sodann Art. 64 StGB „achtungs- 
werte Beweggründe“ als strafmildernd anerkennt, so wäre es nur folgerichtig, wenn 
den politisch-moralischen Motiven für innerhalb der Definition zivilen Ungehorsams 
liegende Strafen ‚privilegierende Wirkung‘ zuerkannt würde. Hinsichtlich der Bereit- 
schaft, die rechtlichen Sanktionen auf sich zu nehmen, radikalisiert der Jurist Günther 
Frankenberg den Gedanken insofern, als er das gerichtliche Verfahren selbst zu einem 
integralen Bestandteil des zivilen Ungehorsams macht.” Im Einstehen für die Regelver- 
letzung werde der Protest fortgesetzt und erfahre eine zusätzliche Dramatisierung. Das 
gerichtliche Verfahren wird selbst zur Tribüne für einen politischen Prozess. 

Frankenberg verwirft denn auch die ‚Protestflucht‘. Als letzte Konsequenz seiner 
Auffassung ließe sich die Selbstdenunziation des Regelverletzers postulieren, um in Fäl- 
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len, wo aus welchen Gründen auch immer der Staat auf die rechtliche Sanktionierung 
verzichtet, ein Gerichtsverfahren zu erzwingen. Obwohl diese Forderung in der politi- 
schen Praxis illusorisch ist, besteht doch kein Zweifel, dass durch Protestflucht die mo- 
ralische Grundlage des zivilen Ungehorsams untergraben wird. Die Achtung vor dem 
Gesetz drückt sich in der Bereitschaft aus, für Gesetzesübertretungen die dafür vorge- 
sehene Strafe zu akzeptieren. In diesem Sinne betrachtet Dreier die Bestrafung nicht als 
zum Begriff des zivilen Ungehorsams zugehörig, sondern versteht ihn eher als (grund- 
rechtlichen) Kampf ums Recht, weshalb er sich zwangsläufig vor den Schranken der Ge- 
richte abspielen werde.” Diese Position ist in der Literatur, vor allem auch im deutsch- 
sprachigen Raum, fast durchgängig anzutreffen. 

Eine andere Position vertritt beispielsweise der Philosoph Hans Saner insofern, als 
er a priori und de jure ein Recht auf zivilen Ungehorsam verlangt, solange die Gesetze 
ein Mehr an Gerechtigkeit verhindern, und er a posteriori und de facto einen Verzicht 
auf Bestrafung zivil Ungehorsamer fordert.” „In der Übernahme der Strafe auch willig 
Buße zu tun, ist ein schon widerlicher Demokratie-Pietismus. Was man als klar unzu- 
mutbar erkennt, soll man auch klar zurückweisen, ohne Scham und Reue“. 

Als Vertreter für die angloamerikanische Literatur kann Zinn angeführt werden, der 
meint, wenn die Gerechtfertigtkeit der Protesthandlungen erwiesen sei, „the protester 
need be no more willing to accept the rule of punishment than to accept the rule he 
broke“. Ebenso gibt Chomsky zu bedenken, dass für jemanden, der eine kriminelle 
Handlung des Staates zu verhindern sucht, es „keinerlei moralischen Zwang (gebe), 
sich freiwillig einer Bestrafung für sein Tun zu unterziehen“” Ähnlich argumentiert 
Dworkin und rät den Gerichten, den zivil Ungehorsamen bevorzugt zu behandeln.” 
Andere Stimmen empfehlen, falls der Staat offensichtlich Unrecht begeht, etwa durch 
die Stationierung von Waffensystemen, die von einer Mehrheit des Volkes abgelehnt 
werden, soll man sich durch Gesetzesübertretungen der Durchführbarkeit der Maß- 
nahme entziehen und die vom Staat verhängte Strafe nicht freiwillig auf sich nehmen.” 
Ergäbe sich aus diesen Situationen eine Gefährdung der „staatlichen Stabilität (...) habe 
nicht ich, sondern der Staat dies zu verantworten." 

Andererseits hält niemand Sinn und Existenz der Rechtsordnung für bedroht, wenn 
nur einzelne Gesetzesverletzungen nicht geahndet werden. Dann würde jede Rechtsord- 
nung zusammenbrechen. Der streng sokratische Standpunkt in Platons Kito" lässt 
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sich aus diesem Grunde auch nicht mehr auf die modernen rechtsstaatlichen Verhält- 
nisse übertragen. Insoweit ist dann auch der Streit darüber müßig, wessen Held Sokrates 
sei - der Held der Treue gegenüber den Gesetzen oder der Held des zivilen Ungehor- 
sams.'" Auf jeden Fall gilt, dass Aufrichtigkeit nur verlangen kann, wer selber ihre Be- 
dingungen erfüllt. Wenn man auf dem Aufrichtigkeitstest beharrt, dann soll dieser für 
beide Seiten des vorerst unentschiedenen Konflikts gelten. 

Eine wegweisende Funktion kann ziviler Ungehorsam auch in der Rechtsfortbildung 
einnehmen: wenn die herrschende Rechtspraxis im Bezug auf Legitimitätsvorstellungen 
in der Gesellschaft veraltet - Beispiele wären etwa das Konkubinats- oder das Abtrei- 
bungsverbot - kann ziviler Ungehorsam Anstoß für die überfälligen Korrekturen ge- 
ben ID In einer reifen politischen Kultur wird der Rechtsstaat zurückhaltend auf zivilen 
Ungehorsam reagieren, indem die Rechtsprechung beispielsweise ihren gesetzlichen Be- 
urteilungs- und Entscheidungsspielraum zugunsten der Regelverletzer ausschöpft, oder 
indem die politischen Instanzen, sofern sie eine Berechtigung zum zivilen Ungehorsam 
anerkennen, eine Amnestie erlassen. 


7 Was heißt,Systemimmanenz’? 


Das Erfordernis der Systemimmanenz des zivilen Ungehorsams bezieht sich auf seine 
Ziele wie auf seine Mittel. Diese Einbindung in den Kontext ‚des Systems‘ wird vor al- 
lem von der juristischen Warte aus, der die Politiker gerne folgen, mit aller Strenge er- 
hoben. Unter System versteht diese Diskussion den Rahmen des positiven, verfassten 
Rechtsstaates. Doch was heißt Systemimmanenz genau? Hier ist mittlerweile proble- 
matisch, wo das ‚System‘ beginnt und wo es aufhört. Ist es nur der Staat? Oder ist es die 
neoliberale Hegemonie? Der umgreifende Sexismus in der Werbung? Gewiss, in der 
rechtstheoretischen Diskussion gehört Systemimmanenz schon zu den Definitionskom- 
ponenten zivilen Ungehorsams. Erst recht gelingt die normative Rechtfertigung aus die- 
ser rigiden Sicht nur dann, wenn ziviler Ungehorsam ‚in angemessener Form‘ ausgeübt 
wird, das heißt, ein ‚stabilisierendes Mittel‘ ist, das im Verfassungsstaat mehr Gerechtig- 
keit schafft. Als gewichtigstes Argument, das in der angelsächsischen Diskussion für 
den zivilen Ungehorsam ins Feld geführt wird, gilt dabei fast ausschließlich, „dass das 
Recht, gäbe es keinen solchen demokratischen Widerspruch, mit der Zeit an Gerechtig- 
keit und Fairness abnehmen und die Freiheit des Bürgers verringert würde ID Auch in 
der deutschen Diskussion, etwa bei Dreier und Habermas, die Rawls und Dworkin re- 
zipiert haben, geht es um die weitergehende Durchsetzung der den bestehenden Staat 
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legitimierenden Prinzipien. Habermas spricht von der „Verwirklichung anspruchsvoller 
Verfassungsgrundsätze mit universalistischem Gehalt“! Und Dreier fordert, dass sich 
der Protest gegen „schwerwiegendes Unrecht“ richten müsse, wobei als systematischer 
Unrechtsmaßstab eben „hauptsächlich die Grundrechts- und Staatszielbestimmungen“ 
der Verfassung dienen sollen." 

Ebenso haben sich die Mittel des zivilen Ungehorsams in einem bestimmten Rah- 
men zu halten, der mit dem Rahmen der Systemimmanenz konvergiert. Wiederum gilt 
in Bezug auf den neuen Ungehorsam deskriptiv und normativ: Er hat sich als Appell der 
Minderheit an die Mehrheit darzustellen und soll derart die Mehrheit dazu bewegen, 
ihre Haltung in einer bestimmten Frage noch einmal zu überdenken und möglicher- 
weise zu revidieren. Die Mehrheitsregel bleibt prinzipiell anerkannt. Die Protestakte ha- 
ben ferner nach diesem Selbstverständnis, das die Theorie nachvollzieht, „keineswegs 
den Sinn, die Mehrheit unter Druck zu setzen. Sie erscheinen vielmehr als eine beson- 
ders eindringliche ‚Form der Rede) die überzeugen soll (...)“.'” 

Die Gültigkeit der Mehrheitsentscheide hängt in starkem Maße davon ab, ob sie als 
das Ergebnis einer argumentativen Auseinandersetzung, für das die besseren Gründe 
sprechen, zumindest verstanden werden können und nicht bloß als herrschaftlicher 
Machtanspruch. Ebendies begründet die besondere Bedeutung der Freiheitsrechte po- 
litischer Kommunikation. Die argumentative Auseinandersetzung ist allerdings ih- 
rerseits an Vorbedingungen gebunden. Diese werden heute politische Kultur genannt. 
Demnach kann sich die geforderte argumentative Auseinandersetzung nur auf dem Bo- 
den eines Minimums an gemeinsam geteilten normativen Überzeugungen vollziehen. 
Stratenwerth drückt dies wie folgt aus: „Als Aufforderung an die Mehrheit, eine von 
ihr getroffene Entscheidung zu überprüfen, kann daher auch ziviler Ungehorsam nur 
verstanden werden, soweit er sich auf beiderseits anerkannte Grundwerte bezieht. Wo 
es daran fehlt, bei einem fundamentalen Dissens, hat es keinen Sinn, zu argumentie- 
ren; hier bleibt allein die Möglichkeit, klarzustellen, um welche Differenzen es geht“. 
Zwei Wendungen sind hier noch weiter zu präzisieren: ‚argumentieren kann nur im 
Sinne von Rawls Appell und seiner Gerechtigkeitstheorie gemeint sein; weiter ist zu 
fragen, was hier ‚Grundwerte‘ einerseits und ‚fundamentaler Dissens’ andererseits heißt. 
Diese nicht-persuasive Form des Widerstandes kann dabei nicht nur, wie wir bisher mit 
Dworkin unterstellt haben, auf das Ziel eingeengt werden, den Preis, den die Mehrheit 
für die Durchsetzung ihrer Auffassung zu zahlen hat, in die Höhe zu treiben. Diese Pro- 
teste können „auch den Sinn haben, der Mehrheit zu demonstrieren, dass es um solche 
Überzeugungen geht“.!® Statt um ‚Preiserhöhung‘ mit dem primären Ziel der Änderung 
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108 A.a. O., S. 263, (erste Hervorhebung von H. Ki 

109 A.a.O., S. 264; als Beispiele erwähnt er die Proteste gegen die ‚Plutonium-Wirtschaft‘ und gegen die 
‚Nachrüstung‘ 
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der Mehrheitsverhältnisse geht es dann genau genommen darum, „Überzeugungen gel- 
tend zu machen, die in den Augen der Minderheit zu großes Gewicht beanspruchen, 
als dass sich eine Mehrheit - überhaupt oder allzu leichtfertig - über sie hinwegsetzen 
dürfte“! 

Dieser neue Ungehorsam - als ‚Preiserhöhungsstrategie‘ ebenso wie als ‚Darstel- 
lung fundamentaler Differenzen‘ - sprengt den Rahmen systemimmanenter Differen- 
zen. Verzichtet man hier auf das Erfordernis der Systemimmanenz, so sieht man sich 
der Notwendigkeit gegenüber, neue - jenseits der etablierten Verfassungsprinzipien lie- 
gende - Maßstäbe für die Legitimität zivilen Ungehorsams zu entwickeln. Dass sich in 
den legitimierenden Grundlagen unserer Staatlichkeit ein Wandel vollzieht, ist kaum zu 
negieren. Ebenso wenig ist zu bezweifeln, dass es oft Minderheiten sind, die Anstöße zu 
tiefer greifendem kulturellem und sozialem Wandel geben. Der neue Ungehorsam setzt 
Zeichen und lässt neue Bewegungen entstehen." 

Das Kriterium der Systemimmanenz scheint jedoch geeignet zu sein, zumindest 
auch jenes zweifellos gewichtig Moment des zivilen Ungehorsams zu beurteilen, das als 
dramaturgische Stufe der verfassungsmäßig geschützten Rede- und Versammlungsfrei- 
heit verstanden wird. Sofern also - selbst im Falle fundamentaler Differenzen - diese 
demonstrative und moralisch-expressive Komponente der Ungehorsamshandlung evi- 
dent ist, so handelt es sich um einen Akt politischer Kommunikation. Dies ist die Vor- 
aussetzung dafür, dass das positive Rechtssystems sich angesichts der „Aporie des illega- 
len, möglicherweise aber legitimen Widerstandes% ™? sich nicht einfach auf „die binäre 
juristische Logik mit ihrer Unterscheidung von Recht und Nicht-Recht“ reduzieren darf, 
sondern, wie Ellscheid schreibt, „als zivilisiertes Rechtssystem“''? kommuniziert. „Da 
das positive Recht als Praxis verstanden werden muss, kann man (...) doch denken, dass 
das positive Recht in einem mehr oder weniger sinnvollen Umgang mit jener Aporie 
treten kann. (...) Und dementsprechend könnte das Thema des illegalen moralischen 
Widerstandes aus zwei Perspektiven ein gemeinsames Erkenntnisinteresse ausdrücken: 
nämlich das Interesse daran, dass das Rechtssystem möglichst sinnvoll reagiert und dass 
der Widerstand, wenn er denn schon sein muss, das Rechtssystem in einer möglichst 
sinnvollen Weise in Frage stellt" 13 





110 A.a.O. 

111 Stratenwerth sagt hierzu: „(...), indem er Zeichen setzt und manche Einzelne vielleicht erst innewerden 
lässt, dass sie mit ihrer Überzeugung nicht allein sind“, (1990, S. 265). 

112 Ellscheid 1988, S. 253. 

113 A.a. O., S. 261. 
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8 Schluss: Fortschritts- und Demokratiekonflikte 


Der neue Ungehorsam hat nur dann eine demokratische Perspektive, wenn er sich auch 
als kleinste Minderheit nichtsdestotrotz potentiell als ‚konkurrierende Mehrheit‘ inner- 
halb und unter anderen Minder- und Mehrheiten bewegt. Dieses Verständnis führt zu 
einer dialogischen Praxis, die für seine demokratische Legitimität, die nicht institutio- 
nell und formell gegeben ist, ausschlaggebend wird. Diese dynamische Legitimität muss 
insofern gebildet und aufgebaut werden, als die ‚konkurrierende Mehrheit‘, die in wohl- 
überlegten Fällen zur demokratischen Ausnahmemethode des zivilen Ungehorsams 
greift, in Konkurrenz zu Mehrheiten der politischen Entscheidungen tritt. Wir sagen 
‚Ausnahmemethode; denn der ‚Normalfall‘ besteht darin, dass Entscheide, die politisch 
ja meist Ermessensfragen betreffen, in demokratischer Gelassenheit vollzogen und ak- 
zeptiert werden können. Dies zählt zum demokratiepragmatischen Normal-Dezisionis- 
mus des positiven Rechts, worüber sich niemand zu empören braucht. Das Wartenkön- 
nen des zivilisierten Staatsbürgers folgt daraus.” Diesbezüglich wird das Erträgliche 
zum Richtigen, denn vergessen wir nicht, dass zur Toleranz der Demokratie gleicherma- 
ßen die Offenheit, die Geduld und der zivile Umgang mit Differenzen gchüren 
Soziale Systeme, die spezialisierte Funktionen erfüllen, darunter auch die Politik 
und die Verwaltung, sorgen über legitimierte und legitimierende Verfahren für kor- 
rekte Ergebnisse. Sie sind nicht auf der Gesinnung von Bürgern gebaut, sondern leben 
von einem erfahrungsbewährten politischen Vertrauen, das als sozialer Kitt für kom- 
plexe Systeme nicht verlorengehen darf. Die (systemtheoretische) Alternative ‚Geduld‘ 
oder ‚Gesinnung, die hier jedoch ins Spiel kommt, ist allerdings zu grob und erfasst vie- 
les nicht, was für eine demokratische Theorie der Bürgerschaft wichtig ist. Erfahrungen 
von Enttäuschung, Betrug, Intransparenz, Manipulation, Betroffenheit, Ohnmacht und 
Ungerechtigkeit sind Ausgangspunkte von Empörung, Ungehorsam und Widerstand. 
Anlässe gibt es genug. Die ‚neue Empörung‘ hat dabei durchaus auch helfende und so- 
ziale Komponenten, die denen eine laute Stimme geben, die ansonsten unsichtbar blie- 
ben. Dazu kommen das Misstrauen und die verblüffungsresistente Beharrlichkeit vie- 
ler Bürger. Werte spielen dabei sehr wohl eine Rolle: Sie müssen internalisiert sein, und 
die Politiker, die mit dem Volk über Wahlen und Abstimmungen verzahnt sind, müssen 
sie - bei allem (parteipolitischen) Werteopportunismus (Luhmann) - glaubwürdig ver- 
treten können. Auf der Argumentationslinie einer politischen Theorie der verfassungs- 
demokratischen Bürgergesellschaft, die, obwohl solide, ständig verbesserungsbedürftig 
bleibt, darf es kein Vakuum in Bezug auf grundlegende Werte und Normen geben. Eine 
zusammenhängende Werteorientierung, die im realen Leben nicht ohne Widersprüche 





115 Vgl. Luhmann 2010, S. 233, 236. 

116 Vgl. Kleger 2009. 

117 Zum Beispiel gegenüber Migranten, Asylsuchenden, „Sans-Papiers“, Sinti und Roma, vgl. Hessel 2011, 
S. 15. 
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und Konflikte zu haben ist, bleibt für eine demokratische Orientierung unerlässlich. Es 
reicht dafür nicht, Werte bloß aufzuzählen. Entscheidender ist es, die wichtigsten Werte, 
die nicht zur Disposition stehen, und ihren Zusammenhang aus der Verarbeitung histo- 
rischer Erfahrungen abzuleiten und konfirmieren zu können, zum Beispiel der grundle- 
gende Zusammenhang von Freiheit und Toleranz oder Menschenwürde und Menschen- 
rechten. Für die Argumentation politischer Theorie ist es grundlegend, Erfahrungen 
transferier- und reflektierbar zu halten. 

Eigensinnige Menschen und Bürger gehören zu einer Demokratie, die ohne Kritik 
und Widerstand ihre Lern- und damit auch Entwicklungschancen verliert. Als ziviler 
Ungehorsam machen neue Widerstände ohne Widerstandsrecht Verpflichtungsvorbe- 
halte und -grenzen geltend. Sie formulieren keine grundsätzlichen und machtpoliti- 
schen Einwände gegen die formellen Verpflichtungen, wie sie in Demokratie, Staat und 
positivem Recht impliziert sind, da sie dazu über keine machtpolitischen Gegen-Kon- 
zepte verfügen. 

Dafür können die Felder des neuen Ungehorsams, die dynamisch und im Plural auf- 
treten, zeigen, wo partielle Brüche verlaufen, die nicht zur ‚einen‘ Macht- und System- 
frage monologisierbar sind. Diese Kritik lebt nicht mehr von der Potenz eines (sozialis- 
tischen) Gegenentwurfs zur bestehenden Gesellschaft, die sie kritisiert. Das Wofür der 
Widerstände bleibt vielmehr konkret und dialogisch. Die Verpflichtungen des mündigen 
Menschen-Bürgers sind in einer solchen Gesellschaft reflexiv auf die Stärkung des zivi- 
len Wachstums bezogen. Unsere bisherige Diskussion hat sich vor allem an Beispielen 
seit den 60er Jahren orientiert. Insbesondere im Zusammenhang mit den neuen sozia- 
len Bewegungen in den Soer Jahren, der Antiatom-, Ökologie-, Friedens- und Frauen- 
bewegung ist die Debatte um den zivilen Ungehorsam neu aufgelebt. Seit den goer Jah- 
ren sind diese Bewegungen nicht verschwunden, sondern haben sich gewandelt. 

Teile der Antiatom- und Ökologiebewegung sind in professionalisierte Organisatio- 
nen wie Greenpeace oder Robin Wood aufgegangen, die mit einer starken Mitglieder- 
basis einerseits Kampagnen finanzieren und organisieren, andererseits wissenschaftliche 
Expertisen in die politische Diskussion einbringen." Insbesondere Greenpeace tut sich 
regelmäßig mit spektakulären direkten Aktionen hervor, bei denen gut ausgebildete Ak- 
tivisten öffentlichkeitswirksam etwa Transparente an Atomkraftwerken aufhängen oder 
sich vor die Harpune eines Walfangschiffes stellen. Die Auseinandersetzung um die Ver- 
senkung der Ölplattform Brent Spar 1995 ist dabei ein besonders aufschlussreicher, bes- 
tens koordinierter „kontrollierter Regelverstoß“ (Thilo Bode) unter Bedingungen einer 
globalisierten Mediengesellschaft gewesen.!' 

Der Erfolg dieses Modells führte dazu, dass auch in anderen Politikbereichen ähn- 
lich strukturierte Nichtregierungsorganisationen (NGOs) entstanden - so etwa ‚Attac, 
das 1998 in Frankreich als Netzwerk für die Einführung einer Tobin-Steuer gegrün- 


118 Brand 2008, S. 238 ff. 
119 Siehe hierzu die Greenpeace-Dokumentation: Vorfelder 1995; vgl. dazu auch Vandamme 2000, S. 131 ff. 
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det wird und heute den gesamten Themenkomplex ‚neoliberale Globalisierung‘ bearbei- 
tet. Ähnliche Formen der Netzwerkbildung können auch in der Sozialforenbewegung 
mit dem ersten weltweiten Treffen 2001 - nicht zufällig im südbrasilianischen Porto 
Alegre - beobachtet werden. Diese Millionenstadt mit ihrem ‚Orcamento Participativo‘ 
(OP) wird zum Symbol für den Slogan ‚Eine andere Welt ist möglich‘ (im Kontrast zum 
‚World Economic Forum‘ in Davos, das seit 1971 stattfindet). 

Spätestens seit dem Jahr 2000 beschleunigt sich die Vernetzung dieser Proteste noch 
einmal deutlich durch die Ausweitung des Internetzugangs auf weite Teile der Bevölke- 
rung. Die globalisierungskritischen Bewegungen nutzen die neuen Kommunikations- 
möglichkeiten früh und effektiv insbesondere zur Kommunikation innerhalb der Netz- 
werke, aber auch zur Protestmobilisierung und zur weiteren Institutionalisierung ihrer 
spezifischen Gegenöffentlichkeit. Ein Beispiel dafür war die Einrichtung des unabhängi- 
gen Nachrichtenportals Indymedia'”' im Vorfeld der WTO-Ministerkonferenz in Seattle 
1999, auf dem „grassroots coverage of the WTO protests“ geliefert wurde. 

Zu diesem Zeitpunkt waren nach dem gescheiterten MAI-Abkommen'” und der 
Asienkrise 1997 bereits weithin Zweifel am Modell der neoliberalen Globalisierung 
in der öffentlichen Diskussion präsent. Eben jene WTO-Ministerkonferenz in Seattle 
musste unter dem Eindruck unkontrollierbarer Proteste sogar abgebrochen werden. 
Beim G8-Treffen in Genua 2001 wurde das Schengen-Abkommen außer Kraft gesetzt, 
und die Gewalt zwischen 200 000 Demonstranten und den Carabinieri eskalierte derart, 
dass ein Demonstrant starb und Hunderte verletzt wurden.'” Die Folge war, dass multi- 
laterale Regierungstreffen immer stärker polizeilich und militärisch „geschützt“ werden 
mussten. Sie finden deshalb an immer schwerer zugänglichen Orten statt und gleichen 
inzwischen militärischen Festungen, die entsprechend verteidigt werden. In Deutsch- 
land fand der G8-Gipfel 2007 vom 6. bis zum 8. Juni im weiträumig abgesperrten See- 
bad Heiligendamm statt. Zur Sicherung des Gipfels wurden 18 ooo Polizisten, 1100 Sol- 
daten der Bundeswehr sowie militärisches Gerät zur Sicherung des Luftraums und der 
See eingesetzt.” Auch für die Sicherheit großer Städte, insbesondere bestimmter Be- 
zirke, lässt sich zunehmend eine Vermengung militärischer und polizeilicher Maßnah- 
men beobachten. Die Erfahrung von Genua war buchstäblich ein Einschnitt, der das 





120 ‚Attac‘ heißt: Assiocation for the Taxation of Financial Transaction for the Aid of Citizens. 

121 Independent Media Center (o. J.). 

122 „Multilaterales Abkommen über Investitionen“ - bei diesem OECD-Abkommen sollten Investitionen 
von multinationalen Unternehmen gegen staatliche Regulierung geschützt werden. Nachdem sich die 
französische Regierung aus Sorge um die nationale Souveränität und um internationale Opposition 
aus den Verhandlungen zurückzog, wurde das Projekt nicht weiter verfolgt. Vgl. den so genannten La- 
lumiere-Report, der die Verhandlungen kritisch würdigt und aufgrund dessen die Regierung Jospin die 
Verhandlungen abbrach: Lalumiere und Landau 1998. 
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Vertrauen in den (italienischen) Rechtsstaat erschütterte. Darauf stellt sich wiederum 
der Widerstand ein: Wo Macht ist, ist Widerstand - und umgekehrt, das gilt generell. 

Zivile staatsbürgerliche Toleranz, die mit Entschiedenheit kombinierbar ist, schließt 
Konflikte nicht aus, sondern ein. Diese humanen Grundlagen, die durch leidvolle Er- 
fahrungen gewachsen sind, können indessen auch wieder zerfallen, bis hin zur hass- 
bedingten Vernichtung des anderen. Hass zu vermeiden war deshalb nicht nur ein tief- 
gründiges Motiv von Gandhis Philosophie des zivilen Widerstands (und gehört zum 
demokratischen Ungehorsam), sondern war gleichermaßen eine kluge Handlungsemp- 
fehlung Machiavellis für die Durchführung aller Machtpolitik. 

Während einige, vor allem junge Aktivisten schon in den neunziger Jahren die neuen 
Technologien der schnellen Kommunikation über E-Mail-Listen, Foren und Websei- 
ten nutzen, entsteht ab etwa Mitte des Jahrzehnts das so genannte ‚Web 2.05 in welchem 
Nutzer leicht die Möglichkeit haben, sich zu vernetzen und interessante Nachrichten in 
Sekundenschnelle an ihren Bekanntenkreis im Internet weiterzuleiten (‚share‘).'?° Em- 
blematisch hierfür ist die Verbreitung des ‚Sozialen Netzwerks‘ Facebook, das mittler- 
weile weltweit mehr als eine halbe Milliarde Nutzer hat, von denen die meisten jung und 
technikaffin sind. Seit einigen Jahren spielen sich deshalb nicht zufällig Protestaktionen 
auch im virtuellen Raum ab, wie die Angriffe der Hackergruppe „Anonymous“ auf die 
Websites verschiedener Zahlungsdienstleister zeigen, als diese auf Druck der amerika- 
nischen Regierung Spendenzahlungen Dritter zu Gunsten der Whistleblowing-Website 
Wikileaks blockierten.'?* Die Protestierenden sind der Macht im Internet meist einen 
(anarchischen) Schritt voraus. Dieser Raum der Auseinandersetzung wird künftig noch 
wichtiger werden und durchaus eigene Formen entwickeln, die sich der Kontrolle ent- 
ziehen. Letzteres ist ein zutiefst ambivalenter Vorgang. 

Die überraschenden demokratischen Revolutionen in den arabischen Ländern nut- 
zen zudem die neuen Kommunikationsmöglichkeiten, um durchaus unterschiedlichen 
Anliegen Gehör zu verschaffen und sich zu organisieren. Von der (vorerst) gescheiterten 
„Grünen Revolution“ im Iran bis zum „Arabischen Frühling“ spielte der schnelle Wis- 
sensvorsprung der Jugend bei der Nutzung neuer Technologien eine gewichtige Rolle. 
Trotzdem: Entscheidend ist nicht der Klick auf Facebook, sondern die öffentliche und 
friedliche Aktion. Die Technologie hilft, die Menschen auf die Straße zu bringen, um 
das grundlegendste Menschenrecht der Meinungs- und Redefreiheit einzufordern und 
den öffentlichen Raum zu besetzen. Das Politische als Möglichkeit, handeln und neu an- 
fangen zu können (Hannah Arendt), wird so wiedererobert. 

Fast gleichzeitig entstehen Stadtcamps des sozialen Protests. Inzwischen hat sich 
weltweit, inspiriert von den Ereignissen auf dem Tahrir-Platz in Kairo, die neue De- 
monstrationsform der Occupy-Bewegung entwickelt, welche gegen die Macht der Ban- 
ken, die Verflechtung von Kapital und Politik oder einfach gegen hohe Mieten protes- 


125 Zur ‚Arabellion‘ siehe auch: Ben Mhenni und Klobusiczky 2011. 
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tiert - an der Wall Street, in Madrid,'”” Tel Aviv, Frankfurt a.M. oder am Paradeplatz 
in Zürich. In diesem Zusammenhang, mit bekannten Ökonomen und Insidern auf ih- 
rer Seite, entstehen neue Konflikte um die Besetzung des öffentlichen Raumes, die den 
klassischen Auseinandersetzungen um den zivilen Ungehorsam gleichen. Gewaltlosig- 
keit bleibt dabei verpflichtender Grundkonsens, wie die sofortigen und unmissverständ- 
lichen Reaktionen auf den versuchten Briefbombenanschlag durch italienische Anar- 
chisten auf den Vorstandsvorsitzenden der Deutschen Bank, Josef Ackermann, gezeigt 
haben. Auch in diesem Fall ist zu unterscheiden zwischen einem Meinungsklima, wel- 
ches dämonisiert und einen Schuldigen für die Krise sucht (marxistisch ist das nicht), 
und dem (Grund-)Recht auf Meinungsfreiheit, welches nicht zur Disposition der Mehr- 
heit steht. Der Protest wird direkt an die globalen Unternehmen und Finanzakteure 
adressiert, nicht mehr ausschließlich an Regierungen und Parteien. Auch die explizi- 
ten Verfassungsgrundsätze spielen keine Hauptrolle mehr. Es ist ein politik- (genauer: 
Parteien- und Politiker-) verdrossener Widerstand der jungen, gut ausgebildeten Leute, 
nicht policy-orientiert und ohne jedes (Zukunfts-)Vertrauen in die staatstragenden Par- 
teien. Im demokratischen Rechtsstaat Chile geht der ‚Bildungsstreik‘ (an dem sich aller- 
dings auch landesweit die Gewerkschaften beteiligen) inzwischen über bloße Unzufrie- 
denheit hinaus, indem Ministerien besetzt werden. 

Das Bild des zivilen Ungehorsams bleibt vielgestaltig. In den letzten zwei Jahrzehn- 
ten haben sich drei größere Veränderungen ergeben: Einige Bewegungen haben sich 
professionalisiert (insbesondere im Bereich der Ökologie), während andere Bewegun- 
gen (etwa die Bewegungen gegen die massenhafte Speicherung von Kunden- und Ver- 
braucherdaten durch die Internetkonzerne) neu entstehen. Die Adressaten des Protests 
sind nicht mehr unbedingt Staaten oder Regierungen, deren Problemlösungskompe- 
tenz von den Protestierenden ohnehin angezweifelt wird. Der Protest wird direkt an 
Unternehmen gerichtet oder sogar an die Protestierenden selbst, wie sich in den Stadt- 
camps zeigt, in denen neue Modelle der Beratung und Entscheidungsfindung auspro- 
biert werden. Occupy Wall Street hat inzwischen eine Agenda entwickelt, die an Tabus 
des politischen Systems rührt (z.B. die Käuflichkeit vieler Politiker).'”® Die neuen Tech- 
nologien haben Mobilisierung und Informationsaustausch beschleunigt, was tenden- 
ziell jungen Gegenöffentlichkeiten zugutekommt. Trotzdem: Die demokratischen Ideale, 
wie die Gleichheit der Bürger, die Forderung nach Transparenz oder Beteiligung, blei- 
ben virulent. Wie sie umzusetzen sind, darüber herrscht allerdings eine konstruktive 
Ratlosigkeit im Unterschied zur revolutionären ‚Besserwisserei‘ der 1960er - ironischer- 
weise kann dies vielleicht sogar als Fortschritt der skeptischen Aufklärung gewertet wer- 





127 Das „Movimiento 15-M“ anlässlich der spanischen Regionalwahlen am 15. Mai 2011 gehörte zu den ers- 
ten Jugendprotesten, die die Idee des Stadtcamps aus Kairo übernommen haben. Vgl. Movimiento 15M 
2011. Das Manifest ist älter als das angegebene Datum und prädatiert sicher die Proteste, es gibt aller- 
dings kein Original-Posting mehr im Internet. 

128 Vgl. Wolf 2o11a. Der kontroverse Artikel hat vielseitige Reaktionen hervorgerufen und ist zu einem der 
meistverlinkten Guardian-Artikel auf Facebook geworden, vgl. Wolf 2011b. 
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den, zumal auch die sogenannten Eliten (im Sinne der Positionsinhaber) von Selbst- 
zweifeln erfasst sind. Drei zeitlich unterschiedliche Stufen von Demokratie sind deshalb 
zu unterscheiden: ı. Austausch- und Selbstfindungsprozesse in den ‚asambleas‘ (zuneh- 
mend unter transnationalen Bedingungen mit Ansteckungseffekten'”); 2. kontroverse 
Forderungen (Policy-Orientierung); sowie 3. der Aufbau von gemeinsamer Handlungs- 
macht, was heute nur noch in Allianzen erfolgen kann (politics). 

Die politischen Verpflichtungen der Bürger in einer lernfähigen Demokratie lassen 
sich nicht dogmatisch auf den Gehorsam gegenüber dem Staat reduzieren. Die kom- 
plexe rechtsstaatliche Demokratie mit ihren Machtteilungen und Grundrechten ist letzt- 
lich nur verfassungstheoretisch zu begründen. Sie enthält in sich verschiedene Artikula- 
tionen von Demokratie” und birgt deshalb auch ein Potential für Demokratiekonflikte 
in der Demokratie. Der große Fortschritt im Singular, welcher die Neuzeit definiert 
hatte, ist seit den erfahrenen und diskutierten ‚Grenzen des Wachstums‘ (die sich durch 
die sichtbaren Auswirkungen des Klimawandels verschärft haben) zum Orientierungs- 
problem geworden. In der näheren Zukunft wird nicht einfach alles anders und zugleich 
besser werden, vielmehr überwiegen heute die Zukunftsängste einerseits und vor allem 
eine große Ungewissheit andererseits; die Erfahrung der Unberechenbarkeit der Ereig- 
nisse - der Kontingenz und Volatilität - drängt sich zunehmend in den Vordergrund. 
Die real existierende Demokratie ist immer sowohl Medium einer begrenzten Massen- 
zivilität mit ihren Wahrheiten und Mehrheiten als auch eine Struktur verfassungstheo- 
retischer Regelungen, die der Revision fähig sind. Die anhaltenden Fortschritts- und die 
sich verschärfenden Demokratiekonflikte, verbunden mit sozialen Protesten, sind der 
reale Hintergrund für die virulente Problematik ziviler Widerstände in einem durch- 
setzungsfähigen Rechtsstaat, auf den man bauen muss und in den man vertrauen kann. 
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